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Fach ge werk schaft im

Verhandlungen für den Sozial- und Erziehungsdienst

„Die Berufe im Sozial- und Erziehungsdienst müssen für die BeschäŌ igten 
aƩ rakƟ ver werden. Daran führt kein Weg vorbei! Bei den anstehenden 
Verhandlungen gilt es einmal mehr und mit Nachdruck zu zeigen, wie 
bedeutend die Arbeit im Sozial- und Erziehungsdienst für uns alle ist“, 
sagte Andreas Hemsing, Bundesvorsitzender der komba gewerkschaŌ , 
„wir werden die Forderungen klar auf den Tisch bringen.“

Die Verhandlungen für den Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) gehen am 
5. März in die erste von drei vereinbarten Runden. Mit elf wesentlichen 
Forderungen steigen dbb/komba gewerkschaŌ  in die Gespräche ein.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

während der letzte LeitarƟ kel des Jahres 2019 fast schon tradiƟ onell 
auch dazu diente, einen Rückblick auf das Jahr 2019 zu nehmen, will ich 
heute einen Ausblick auf das Jahr 2020 werfen.

Und hier, das kann man wohl sagen, haben wir mit dem Jahr 2020 durch-
aus ein „Supertarił ahr“ vor uns. So gilt es, neben den stets auch „klei-
nen“ TariŌ ischen, die sich unterjährig auŌ un, insbesondere drei große 
Verhandlungen im Sinne der Kolleginnen und Kollegen zu gestalten.

Bereits in konkreten Verhandlungen mit dem Kommunalen Arbeitgeber-
verband befi nden sich komba und dbb um den Tarifvertrag zum Lohn-
gruppenverzeichnis zu aktualisieren, der die TäƟ gkeitsmerkmale für die 
Eingruppierung der ehemaligen Arbeiterinnen und Arbeiter regelt. Trotz 
erheblicher Veränderungen in den TäƟ gkeiten der ehemaligen Berufs-
gruppen der Arbeiterinnen und Arbeiter war eine Aktualisierung hier 
noch nicht erfolgt. „Nähe ist unsere Stärke“ ist bekanntlich das MoƩ o der 
komba und auch im Zusammenhang mit den Verhandlungen zum Lohn-
gruppenverzeichnis hat sich bewährt, dass die komba sh die Mitglieder 
mit ihrer Fachkompetenz als unmiƩ elbar Betroff ene eingebunden und 
beteiligt hat. An dieser Stelle daher nochmal ein herzliches Dankeschön 
für dieses Engagement!

Auch unmiƩ elbar bevorstehend sind zudem die Verhandlungen für den 
Sozial- und Erziehungsdienst. Die erste von zunächst drei vereinbarten 
Verhandlungsrunden startet am 5. März 2020. komba und dbb steigen 
mit elf wesentlichen Forderungen in die Gespräche ein. Hierzu gehören 
unter anderem eine Überarbeitung der Eingruppierungsmerkmale für 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter sowie Sozialpädagoginnen und 
Sozialpädagogen mit dem Ziel einer verbesserten Zuordnung zu den je-
weiligen Entgeltgruppen, eine Verbesserung der Eingruppierung von 
Erzieherinnen und Erziehern sowie den sozialpädagogischen Assisten-
Ɵ nnen und Assistenten und auch die Anpassung der Stufenlaufzeiten. Die 
Besonderheit: Es wird während der Friedenspfl icht verhandelt, so dass 
Arbeitskämpfe zunächst nicht möglich sind.

Falls erforderlich, kann es aber auch in 2020 zu Arbeitskämpfen kom-
men, denn ab September steht zudem die generelle Einkommensrunde 
für die Kommunen und den Bund an, bei der für alle BeschäŌ igten, die 
dem TVöD oder dem TV-V unterliegen, die EntgelƩ abellen neu verhan-
delt werden. Die internen Vorbereitungen zur Einkommensrunde 2020 
laufen bereits. Die Beteiligung der Basis soll auch über das Modell der so 
genannten „dbb Branchentage“ staƪ  inden, das bereits in anderen Bun-
desländern erfolgreich erprobt ist. 

Nutzen Sie die Möglichkeit und bringen Sie sich akƟ v in die Forderungs-
fi ndung ein – GewerkschaŌ  lebt vom Mitmachen!

Herzliche, kollegiale Grüße

(ChrisƟ an Dirschauer)

Bülow/Erps

Kommunalverfassungs-
recht Schleswig-Holstein

• Gemeindeordnung
• Kreisordnung
• Amtsordnung
• Gesetz über kommunale 

Zusammenarbeit
• Gemeinde- und Kreis-

wahlgesetz

69. Nachlieferung, Januar 2020, 
312 Seiten, 64,40 EuroGesamt-
werk 3.628 Seiten, 179 Euro
Kommunal- und Schul-Verlag 
GmbH & Co. KG, www.kommu-
nalpraxis.de

Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (Amtsordnung -AO)
Inhalt dieser Lieferung ist die 
Überarbeitung der KommenƟ e-
rungen zu den§§ 27, 34, 42, 45, 
45a-45c, 46, 48, 50, 51, 52a, 53 
- 57, 57a - 57e, 59, 60a, 62, 65, 
67 GO aus dem FünŌ en Teil (Ver-
waltung der Gemeinde), aus dem 
Sechsten Teil (Gemeindewirt-
schaŌ ) die §§ 97 und 105 GO, aus 
dem Achten Teil (Schlussvorschrif-
ten) die§§ 132 und 133 GO.
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Aus den Regionalverbänden

Kreisverband Plön

Gelungener Start ins neue Jahr
Am 04.01.2020 begrüßte die Vorsitzende Siegrid Nupnau etwa 25 Mitglieder zur Mitgliederversammlung im Flairhotel 
Neth in Damdorf. Nach einem zünŌ igen Grünkohlessen wurden die Tagesordnungspunkte zügig abgearbeitet. 

Der Vorstand des Kreisverbands Plön.Jürgen Mey wurde für 60 Jahre 
MitgliedschaŌ  geehrt.

Die Wahl der Vorsitzenden und des 
Kassenwartes bestäƟ gte Siegried 

Nupnau als Kreisvorsitzende und 
Hans-Jürgen Rathje als Kassen-
wart in ihren FunkƟ onen. Zur Kas-
senprüferin wurde Kathrin Jerneit-
zig-Kröplin gewählt. Erfreulich 
war zu berichten, dass mehrere 
neue Mitglieder gewonnen wer-
den konnten und keine AustriƩ e zu 
verzeichnen waren. Weiter wurde 
mitgeteilt, dass der Vorstand wei-
tere AkƟ onen für alle Mitglieder 
in diesem Jahr plant. Die gesellige 
Versammlung fand bei vielen an-
regenden Gesprächen am frühen 
NachmiƩ ag ihren gelungenen Ab-
schluss. JP 

Kreisverband Lübeck   Neujahrstreff en
Am 23. Januar lud der komba Kreis-
verband Lübeck zum inzwischen trai-
Ɵ onellen Neujahresessen ein. In Ulis 
Landhaus in Lübeck fand wiederum 
ein geselliger Abend staƩ . 

Kreisvorsitzender Kai Neumann hat-
te ein „umfangreiches“ Essen für alle 
ausgesucht, bei dem jeder etwas 
Passendes für sich fand. Doch der 
Schwerpunkt lag auf den Gesprä-
chen und das gegenseiƟ ge Kennen-
lernen auch über die Behörden- und 
Einrichtungsgrenzen hinaus.  Nach 

der Begrüßung durch den 
Kreisvorsitzenden berichtete 
Vorstandsreferent Thorsten 
Dahl kurz von der Landese-
bene. Der Stellvertretende 
Landesvorsitzende Ludwig 
Klemm ergänzte einige tarif-
liche Punkte. 

Die offi  zielle Mitglieder-
versammlung wird am 12. 
März staƪ  inden, zu der vom 
Kreisvorstand noch geson-
dert eingeladen wird.  TD 

Kreisverband Kiel    Neujahrsessen
Am 28. Januar lud der komba Kreis-
vorstand Kiel zum „Neujahrsessen“ 
ein. Rund 20 Mitglieder folgten der 
Einladung. Kreisvorsitzender An-
dreas Vollmer begrüßte die Anwe-
senden und wies auf geplante Veran-
staltungen im Jahr 2020 hin. 

Es schloss sich ein interessanter 
Abend mit vielen Gesprächen an den 
einzelnen Tischen an. So manches 
Fachgespräch und auch Beratungen 
wurden separat geführt. Der Kreis-
vorstand hat die Mitglieder reichlich 
mit WerbemiƩ eln an diesem Abend 

ausgestaƩ et. Rundum war dies ein 
gelungener Abend mit guter Gele-
genheit zum Austausch.  

Zur offi  ziellen Mitgliederversamm-
lung wird im Laufe des Jahres noch 
gesondert eingeladen. TD 
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Kreisverband Rendsburg Eckernförde

Mitgliederversammlung
Der komba Kreisverband Rendsburg-Eckernförde lud am 
MiƩ woch, 19. Februar, zur Mitgliederversammlung ins 
Hotel Hansen in Rendsburg ein. 

Kreisvorsitzender Simon Philipp gab den Bericht des 
Kreisvorstandes ab und berichtete, was im letzten Jahr an 
AkƟ vitäten auf die Beine gestellt wurde. Das Eisessen und 
das Punschen wurden wieder gut angenommen. Ein ge-
plantes Sommerfest fand jedoch keine Nachfrage. Ob es 
an dem Termin oder dem Ort lag, wird noch intern disku-
Ɵ ert werden. In 2020 soll ein weiterer Versuch für eine 
gemeinsame AkƟ vität gestartet werden. Angedacht ist 
eventuell eine Kanalfahrt. Mitglieder dürfen auch gern 
Wünsche äußern und Anregungen geben. Schatzmeister 
Alexander Söbbing trug den Kassenbericht vor. Dem Vor-
stand wurde darauĬ in einsƟ mmig Entlastung erteilt. 

Simon Phillipp gab darauĬ in bekannt, dass er für eine 
Wiederwahl nicht zur Verfügung steht, da es bei ihm eine 
berufl iche Veränderung gab. Kreisvorsitz der komba und 
die neue TäƟ gkeit in der Verwaltung ließen sich so nicht 
„unter einen Hut bringen“. Er betonte, dass es ein SchriƩ  

„schweren Herzens“ ist. Es habe viel Spaß gemacht, die 
komba im Kreisgebiet wieder zu akƟ vieren. Auch Alexan-
der Söbbing kandidierte aus berufl ichen Gründen nicht 
wieder. Beiden an dieser Stelle einen herzlichen Dank 
für das große Engagement für die komba. Der Stellver-
tretende Landesvorsitzende Lothar ChrisƟ ansen übergab 
einen Präsentkorb, den sich Simon Philipp mit Alexander 
Söbbing teilt. 

Bei den darauĬ in staƪ  indenden Wahlen gab es fol-
gendes Ergebnis: komba Kreisvorsitzender wurde Marcus 
Mohr,  Stellvertretender Vorsitzender und Schatzmeister 
MaƩ hias Rueß, Ansprechpartner für Feuerwehr und Ret-
tungswesen Ralph Schröder, Ansprechpartnerin für Ge-
sundheitswesen Steffi   Herbst,  Beisitzerin bzw. Beisitzer 
Jennifer Bock, Denise van den Toren und Eggert Steff en. 
Der neue Kreisvorsitzende Marcus Mohr und die weite-
ren  Mitglieder des Kreisvorstandes dankten für das ent-
gegengebrachte Vertrauen und nahmen die Wahl an. Al-
len Frisch- oder Wiedergewählten an dieser Stelle einen 
herzlichen Dank und viel Erfolg. 

Lothar ChrisƟ ansen berichtete dann von der Lan-
desebene und vor allem über die Dinge rund um 
den TVöD in diesem Jahr. Der Abend klang mit 
einem Imbiss aus. Gereicht wurde Grünkohl mit 
allem „was dazu gehört“. Viele Gespräche am Ran-
de rundeten den interessanten Abend ab.

Der komba Kreisverband Rendsburg-Eckernförde 
ist übrigens wie folgt zu erreichen: kv.rendsburg-
eckernfoerde@komba-sh.de.  TD 

Der neue Vorstand des Kreisverbands Rendsburg 
Eckernförde 
Steff en Eggert, Steffi   Herbst, Marcus Mohr, De-
nise van den Toren, Ralph Schröder, Jennifer Bock , 
MaƩ hias Rueß (von links)

Kreisverband Schleswig-Flensburg
komba-Bowling

Am 22.01.2020 lud der Kreisverband Schleswig-Flensburg 
zu einer lockeren Bowling Veranstaltung in Schleswig ein. 
In gemütlicher Runde schoben die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer alles andere eine ruhige Kugel. 

Neben der sportlichen BetäƟ gung kamen auch die infor-
maƟ ven und geselligen Gespräche nicht zu kurz. Zum Ab-
schluss gab es für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
die neuen druckfrischen WerbemiƩ el des Kreisverbandes, 
die sehr gut ankamen. NB 

Amtseinführung des Bürgermeisters der Stadt Schleswig
Am 13.01.2020 fand im Stän-
desaal der Stadt Schleswig die 
erste Ratsversammlung des Jah-
res Stadt. Die Tagesordnung be-
inhaltete drei Punkte. Neben der 

Begrüßung und der Einwohnerfra-
gestunde, fand die Amtseinfüh-
rung/Vereidigung des neuen Bürger-
meisters Stephan Dose (SPD) staƩ . 

Der stellvertretende Kreisvorsitzende 
Jan Wiese nahm die Einladung für 
den komba Kreisverband Schleswig-
Flensburg wahr. Dabei überreichte er 
einen Pokal in Form einer Hand und 



6 komba rundschau 1/2020

wünschte ein glückliches Händchen 
für die kommende Amtszeit. In den 
nächsten Jahren stehen mit der Sa-
nierung der Wiking-Halbinsel, der In-

nenstadtsanierung, dem Bau eines 
neuen Theaters u.v.m. auf der Agen-
da. Dazu kommen die Aufgaben als 
Leiter der Verwaltung. Die komba 

wünscht Stephan Dose in allen Be-
langen alles Gute und viel Erfolg für 
die neue Aufgabe. 
 NB 

Regionalverbandstagung in Neumünster

komba sh mit akƟ ven Regionalverbänden
Zur jährlich staƪ  inden Regionalverbandstagung trafen sich MiƩ e Januar 2020 Vertreterinnen und Vertreter der 
Vorstände der Kreis-, Orts- und Betriebsverbände der komba gewerkschaŌ  schleswig-holstein im Best Western Ho-
tel „Prisma“ in Neumünster.
Im Rahmen seines Lageberichtes 
konnte der Landesvorsitzende Chris-
Ɵ an Dirschauer unter anderem da-
rüber berichten, dass die durch das 
Ausscheiden von Tanja Runge aus 
dem Landesvorstand bestehende 
Vakanz „überwunden“ ist. Der Lan-
desvorstand hat mit Dörte Geißler, 
die als Sozialpädagogin, Kita-Lei-
tung und PersonalräƟ n den Landes-
vorstand nunmehr kompleƫ  ert (ein 
ausführliches Porträt erfolgt in der 
nächsten Ausgabe der komba rund-
schau).

ChrisƟ an Dirschauer konnte weiter 
berichten, dass - insbesondere auch 
durch den landesweiten Einsatz von 
Thorsten Dahl - deutlich über 90 
% der Personalversammlungen im 
Land abgedeckt und besucht wur-
den. 

Im Rahmen der vorgelegten Rechts-
schutzstaƟ sƟ k wurde zudem deut-
lich, dass die allermeisten Fälle di-
rekt in der LandesgeschäŌ sstelle 

bearbeitet und nur ein Viertel der 
Fälle an das dbb Dienstleistungszen-
trum abgegeben werden. Dies fand 
die deutliche Anerkennung der ver-
tretenen Regionalverbände verbun-
den mit einem Dank an die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der 
GeschäŌ sstelle.

Aktuelle Entwicklungen im Beamten-
bereich wurden durch Stefan Stahl 
den stellvertretenden Landesvorsit-
zenden dargelegt. Das Thema Son-
derzuwendung für BeamƟ nnen und 
Beamte liegt weiterhin ganz oben-
auf. Aus Sicht der komba gewerk-
schaŌ  schleswig-holstein ist das von 
der Jamaika-Regierung vorgelegte 
„Besoldungs-Reförmchen“ weiterhin 
unzureichend.  

Fragen zur Einkommensentwicklung 
prägten auch den Bericht des Stell-
vertretenden Landesvorsitzenden 
und Tarifreferenten Lothar ChrisƟ an-
sen, der - in seinen EigenschaŌ en als 
Mitglied des komba-Bundestarifaus-

schusses sowie der dbb-Bundestarif-
kommission - stets am „Puls der Zeit“ 
ist und zu unterschiedlichen TariŌ he-
men berichten konnte. Ganz unmit-
telbar stünden die Verhandlungen 
für den Sozial- und Erziehungsdienst 
an sowie die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen zu einem Demogra-
fi e-Tarifvertrag im Bereich des TV-V.

Darüber hinaus wurden die anwe-
senden Regionalverbände durch 
Horst Bendixen über das neue Mit-
gliederverwaltungsprogramm infor-
miert. Thorsten Dahl präsenƟ erte die 
breite ServicepaleƩ e der komba sh. 
Die Vorstellung des neuen Seminar-
programmes sowie eines möglichen 
eigenen WerbemiƩ elpools wurden 
gleichfalls zusƟ mmend zur Kenntnis 
genommen.

Die Lageberichte der Regionalver-
bände sowie Wünsche und Anre-
gungen an den Landesverband 
rundeten die diesjährige Regional-
verbandstagung ab. CD 
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Höchste Zeit, …

… dass Sie sich jetzt von den Vorteilen der Debeka-Krankheitskostenvollversicherung 
überzeugen, wie z. B. bedarfsgerechter Versicherungsschutz, günstige Beiträge, freie 
Arztwahl, Heilpraktiker be handlung, keine Rezeptgebühren.
Sollten Sie in einem Kalenderjahr keine Leistungen in Anspruch nehmen, zahlen wir 
Ihnen bis zu 3 Monatsbeiträge zurück !

Sie haben Fragen ? Wir informieren Sie gerne. anders als andere

Krankenversicherungsverein a. G.

Landesgeschäftsstelle Kiel

Königsweg 28-34

24114 Kiel

Telefon (04 31) 9 06 08 - 0

Michael Wieck gewinnt 125 Euro
Gewinner des 125 Euro-Gutscheines 
im Dezember 2019 ist Michael Wieck 
aus Nordfriesland. Auf dem Bild prä-
senƟ ert sich Michael Wieck entspre-
chend komba-affi  n. 

Wie Michael Wieck seinen Gewinn 
einsetzt, war schnell klar: Eine HälŌ e 

spendet er dem Wilhelminen Hospiz 
in Niebüll und mit der anderen Hälf-
te wird er mit seiner Freundin „schick 
essen“ gehen. 

Herzlichen Glückwunsch, Danke für 
das geworbene Mitglied und Guten 
AppeƟ t!! 

MitgliederwerbeakƟ on

Melanie Lehmann ist Jahresgewinnerin
Während der Sitzung des komba Lan-
desvorstandes am 14. Februar 2020 
in der GeschäŌ sstelle in Kiel wurde 
ein ganz besonderer Preis überge-
ben: Melanie Lehmann von der Ge-
meinde Flintbek erhielt den ausge-

lobten Reisegutschein über 500 Euro. 

Ausgelobt wurde der Preis zur Mit-
gliederwerbeakƟ on2019. Offi  ziell 
hieß es, dass neben den Gutscheinen 
über 125 Euro während des Jahres 

zusätzlich am Ende des Jahres eine 
„Mini-Kreuzfahrt nach Oslo mit Au-
ßenkabine für zwei Personen“ verlost 
wird. Die eigentliche Auslosung fand 
während der Regionalverbandsta-
gung der Kreisverbände am 18. Ja-



8 komba rundschau 1/2020

InformaƟ onen von der Landes- und Bundesebene

Der gesamte Landesvorstand freut sich und gratuliert der glücklichen Gewin-
nerin Melanie Lehmann.

nuar 2020 in Neumünster staƩ . Da-
bei fungierte die Schatzmeisterin 
des Kreisverbandes Segeberg Bianca 
Schrickel als Glücksfee. 

Es lohnt sich also mehrfach, Kolle-
ginnen und Kollegen von einer Mit-
gliedschaŌ  in der komba gewerk-
schaŌ  zu überzeugen.  

Der Landesvorstand hat beschlos-
sen, die MitgliederwerbeakƟ on 
auch 2020 fortzuführen. Weiterhin 
wird pro geworbenes Mitglied eine 
Werbeprämie von 50 Euro gezahlt. 
Am Ende des Jahres wird dann un-
ter allen Werber*innen ein Preis in 
Höhe von 300 Euro verlost. Sie möch-
ten auch zu den Gewinner*innen ge-
hören? Dann sprechen Sie in diesem 
Jahr Kolleginnen und Kollegen an, 
Mitglied der komba gewerkschaŌ  als 
starker Interessenvertretung zu wer-
den. 

Ihnen viel Glück! Und unserer Gewin-
nerin Melanie Lehmann herzlichen 
Glückwunsch zum Hauptpreis und 

eine gute Reise nach Oslo. Wir dür-
fen auf Bilder von der Reise gespannt 
sein!  TD 

Verhandlungen für den Sozial- und Erziehungsdienst vorbereitet
In den nächsten Wochen beginnen die Verhandlungen für den Sozial- und Erziehungsdienst. Aus diesem Grund traf 
sich eine Arbeitsgruppe unserer Mitglieder aus diesem Bereich am 22.02.2019 in der GeschäŌ sstelle. 
Neben den bisherigen Forderungen wie zum Beispiel 
1. Verbesserung der Eingruppierungsmerkmale, insbe-

sondere durch Anhebung der Grundeingruppierung 
der Kinderpfl eger*innen, der Sozialassistent*innen 
und Erzieher*innen

2. Überarbeitung der Eingruppierungsmerkmale für 
Sozialarbeiter*innen sowie Sozialpädagog*innen mit 
dem Ziel einer verbesserten Zuordnung zu den jewei-
ligen Entgeltgruppen

3. Anpassung der Stufenlaufzeiten

4. Honorierung von Qualifi zierungen bzw. Fort- und Wei-
terbildungen durch bessere Eingruppierung, Auf-
sƟ egsmöglichkeiten oder gegebenenfalls Zulagen für 
alle BeschäŌ igten

5. Ausdehnung der Vorbereitungszeit, um mehr Zeit für 
die miƩ elbare pädagogische Arbeit zu haben

6. Faktorisierung von Plätzen, beispielsweise für Kinder 
unter drei Jahren und für behinderte Kinder im Sinne 
des § 2 SGB IX

7. Verbindliche Einführung der PosiƟ on der stellvertre-
tenden Kita-Leitung in allen Einrichtungen

8. Erweiterung der S-Tabelle miƩ els weiterer Entgelt-
gruppen nach oben

9. Qualifi zierung und angemessene Vergütung für Praxis-
anleitung sowie die AusstaƩ ung mit ZeitkonƟ ngenten

10. Anerkennung der BerufstäƟ gkeit und der bei anderen 
Trägern erworbenen Berufserfahrung

11. Anpassung der Eingruppierung an die gesƟ egenen 
Anforderungen im Bereich der Hilfe für Menschen mit 
Einschränkungen aufgrund der gesetzlichen Ände-
rungen durch das Bundesteilhabegesetz

Weiter sind SchriƩ e zur Steigerung der Wertschätzung 
eine wichƟ ge Forderung. So wäre die Möglichkeit der 
Einführung eines ErfahrungsaufsƟ eges nach Erreichen 
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der Endstufe ein nicht zu unter-
schätzendes Argument für die Mo-
Ɵ vaƟ onssteigerung gerade für die 
langjährig BeschäŌ igten in diesem 
Bereich.

Ebenso wurden auch The-
men wie die Eingruppierung 

von Quereinsteiger*innen und 
Heilpädagog*innen diskuƟ ert und 
Forderungen formuliert. 

Die Änderungen, die durch das ab 
August 2020 in Schleswig-Holstein 
geltende KiTa-Reform-Gesetz noch 
für diesen Bereich relevant werden, 

können noch nicht umfassend be-
wertet werden, da hier die prak-
Ɵ schen Erfahrungen fehlen. Wir als 
komba gewerkschaŌ  werden aber 
selbstverständlich die Erkenntnisse 
unserer Mitglieder mit in die dann 
kommenden Diskussionen und For-
derungen einbringen. JP 

DelegaƟ on des dbb sh bei Ministerpräsident Daniel Günther:

Vorschläge für einen leistungsfähigen öff entlichen Dienst
Der dbb schleswig-holstein hat IniƟ aƟ ven und Vorschläge zusammengetragen, die für einen funkƟ onierenden öf-
fentlichen Dienst dringend angegangen werden sollten. Eine dbb-DelegaƟ on hat Ministerpräsident Daniel Günther 
über die auch von der komba gewerkschaŌ  mitgeprägten Themen informiert und um Einvernehmen geworben. 
Auch wenn einige „dicke Brocken“ dabei sind, sollte nach Überzeugung von komba und dbb intensiv daran gearbei-
tet werden, um für die BeschäŌ igten und für die Bürger bestmöglich aufgestellt zu sein.
Der dbb schleswig-holstein, der mit 
Repräsentanten des Landesvor-
standes, der Landesjugendleitung, 
der Seniorenvertretung und der 
Landesfrauenvertretung angetre-
ten war, hat unter anderem die fol-
genden Punkte eingebracht:

Arbeitszeit

Der Diskussions- und Handlungsbe-
darf in Sachen Arbeitszeit geht weit 
über die aus unserer Sicht zu hohe 
Wochenarbeitszeit hinaus. Die pra-
xisgerechte Ausgestaltung des Ar-
beitszeitrahmens und der Ruhe-
zeiten, Modelle für „Freizeit staƩ  
Geld“, eine uneingeschränkte Aus-
gleichspfl icht bei Mehrarbeit sowie 
eine hinreichende AƩ rakƟ vität von 
Altersteilzeitmodellen bergen wich-
Ɵ ges PotenƟ al für die AƩ rakƟ vität 
des Arbeitgebers öff entlicher Dienst.

Verantwortungsbewusstsein 
bei poliƟ schen Beschlüssen

Immer wieder wird deutlich, dass der 
Aufwand für die Umsetzung von po-
liƟ schen Vorgaben unzureichend be-
achtet oder falsch eingeschätzt wird. 
Fehlende personelle und fi nanzielle 
Ressourcen gehen zu Lasten der Be-
schäŌ igten und der Qualität. Unter 
Einbeziehung aller staatlichen Ebe-
nen müssen Mechanismen weiter-
entwickelt werden, die eine zuver-
lässige Umsetzung zum Beispiel von 
Gesetzen gewährleisten.

Gewalt gegen BeschäŌ igte 
des öff entlichen Dienstes

Die zunehmenden Fälle, in denen Be-
schäŌ igte bedroht, angepöbelt oder 
angegriff en werden, dürfen nicht 
toleriert werden. Das gilt nicht nur 
für Vollzugsdienste, sondern auch 
für alle anderen Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes einschließlich 
der Kommunen. Der dbb sh und die 
komba sh plädieren unter anderem 
für einheitliche Standards bezüg-

lich der Registrierung und der Kon-
sequenzen, wozu gehört, dass ent-
sprechende Fälle stets zur Anzeige 
gebracht werden. Auch der Umgang 
mit PoliƟ kern, die Repräsentanten 
unserer DemokraƟ e sind, muss fair 
bleiben.

Besoldungsstrukturreform

dbb und komba bekräŌ igen, dass es 
trotz der NachjusƟ erungen im Ge-
setzentwurf der falsche Weg ist, in 

DelegaƟ on beim Ministerpräsidenten: Landesjugendleiterin KrisƟ n Seifert 
(komba), Ministerpräsident Daniel Günther, dbb Landesvorsitzender Kai Tell-
kamp (komba), Dr. Anne Lehrke-Hansen (Staatskanzlei), Saskia Guhl (dbb 
Landesjugendleitung) Waltraud Kriege-Weber (dbb Landesfrauenvertre-
tung), Dirk Schrödter (Chef der Staatskanzlei), Ingrid Werner-Langnickel (dbb 
Landesseniorenvertretung)
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Lammel-Müller

Ihre Rechte bei Diagnose Krebs

2. Aufl age 2019, 216 Seiten, 14,95 Euro
Walhalla u. Praetoria Verlag GmbH & Co. KG, WALHALLA@WALHALLA.de

Ansprüche und Hilfestellungen
Die Diagnose Krebs kann jeden treff en. Wer diese Diagnose erhält, befi ndet sich erst einmal in einer SchocksituaƟ on.
Dieser Ratgeber bietet Betroff enen und Angehö rigen wertvolle InformaƟ onen, die in Verbindung mit Muster-Check-
listen helfen, wichƟ ge Termine bei Ärzten vorzubereiten und Anträge bei Kranken kassen und Behörden richƟ g zu 
stellen.
Verständlich und einfühlsam vermiƩ elt die Autorin hilfreiche InformaƟ onen:
• PrakƟ sche Tipps für die Krebsbehandlung
• Zuzahlungsbefreiung und Krankentransport
• Anschlussheilbehandlung und RehabilitaƟ on

• Schwerbehinderung
• Erwerbsminderungsrente
• Rückkehr in den Beruf
• Finanzierung des Lebensunterhalts  

Zeiten von Haushaltsüberschüssen und des Fachkräf-
temangels an der Fortwirkung von Besoldungskürzungen 
festzuhalten. Diese PosiƟ on wird auch in das noch an-
stehende parlamentarische Verfahren eingebracht. An-
erkannt wird jedoch, dass sich für die Nachwuchskräf-
te ein spürbarer AƩ rakƟ vitätszuwachs ergibt. Es dürfen 
allerdings nicht die vorhandenen BeschäŌ igten verges-
sen werden, die trotz demoƟ vierender und belastender 
Rahmenbedingungen für einen konƟ nuierlich funkƟ onie-
renden öff entlichen Dienst gesorgt haben.

Verwaltungsstrukturen

Die BeschäŌ igten stoßen aufgrund lebensfremder büro-
kraƟ scher Vorgaben viel zu oŌ  an ihre Grenzen, öff ent-
liche Dienstleistungen verständlich, unkompliziert und 
zielgerichtet - also bürgerfreundlich - zu erbringen. Es 
mangelt an einem „Masterplan“ und an Visionen für ei-

nen zeitgemäß aufgestellten öff entlichen Dienst, der sich 
nicht in unklaren Verantwortlichkeiten und zu kompli-
zierten VorschriŌ en verzeƩ elt. Dies behindert übrigens 
auch sinnvolle FortschriƩ e bei der Digitalisierung. Auch 
diesbezüglich werden der dbb und die komba die Inte-
ressen der BeschäŌ igten vertreten, sie müssen vor nega-
Ɵ ven Auswirkungen geschützt werden.

Ministerpräsident Daniel Günther, der von seinem Staats-
sekretär Dirk Schrödter (Chef der Staatskanzlei) beglei-
tet wurde, bedankte sich beim dbb sh für den stets sach-
lichen Austausch von Themen und PosiƟ onen, auch wenn 
nicht in allen Punkten eine uneingeschränkte Überein-
sƟ mmung möglich sei. Dies konnte dbb Landesbundvor-
sitzender Kai Tellkamp bestäƟ gen: „Wir freuen uns, dass 
wir - auch auf der administraƟ ven Ebene - stets Gehör fi n-
den. Dabei ist und bleibt es aber natürlich unser Anspruch, 
dass wir uns mit unseren Argumenten auch durchsetzen. 
Und da bleiben wir am Ball!“ KT 

Nächste Verhandlungsrunde steht bevor:

Verhandlungen zum Lohngruppenverzeichnis
Bereits seit dem vergangenen Jahr laufen die Gespräche mit dem Kommunalen Arbeitgeberverband (KAV) zum 
Lohngruppenverzeichnis. Gemeinsam mit Verdi wurden im Vorwege unsere Forderungen, die zuvor in einer kon-
strukƟ ven Arbeitsgruppe von der komba mit dem Tarifreferenten des dbb, Andreas Winter, erarbeitet wurden, in 
die Verhandlungen eingebracht. 
Der Erste SchriƩ  war die Streichung 
einiger Berufsbezeichnungen wie 
zum Beispiel der Lichtpausarbeiter, 
der Kutscher und der Koksträger, 
die heute nicht mehr im öff entlichen 
Dienst exisƟ eren. Zuvor haƩ e der 
KAV bei den Arbeitgebern abgefragt, 
ob noch derarƟ ge Mitarbeiter*innen 
für diese TäƟ gkeiten beschäŌ igt wer-

den. Berufe, die es nicht mehr gibt, 
müssen raus aus den Verzeichnis-
sen. Dafür sind aber andere Berufe 
der Wirklichkeit anzupassen, bei-
spielsweise hat sich das Berufsbild 
und Arbeitsfeld im Bereich der Klär-
werker extrem gewandelt. Mit den 
damaligen Voraussetzungen wäre 
ein heuƟ ges Arbeiten nicht mehr 

möglich. Diese TäƟ gkeitsfelder fi n-
den sich jedoch im noch gülƟ gen 
Lohngruppenverzeichnis überhaupt 
nicht wieder. Weitere Bereiche sind 
unter anderem die heuƟ gen TäƟ g-
keiten von Schulhausmeister*innen, 
Baumkontrolleur*innen und KraŌ -
fahrer*innen. Hier besteht drin-
gender Handlungsbedarf. 
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Viele Mitglieder werden sich fra-
gen, warum die laufenden Verhand-
lungen relaƟ v lautlos ablaufen. Das 
ist darauf zurückzuführen, dass es 
kaum möglich ist, die Komplexität 

der gesamten ThemaƟ k kurz und 
griffi  g darzustellen. Hinzu kommt, 
dass die Verhandlungen nicht infolge 
gekündigter Tarifverträge erfolgen 
und deshalb auch Streiks nicht mög-
lich sind.

Auch wenn mit dem KAV in mehre-
ren Punkten eine Einigung erzielt 
wurde, wird es mit Sicherheit noch 
einige Verhandlungsrunden benöƟ -
gen. JP 

Im Gespräch mit den Vorsitzenden der LandtagsfrakƟ onen:

Das System der öff entlichen Finanzen ist nicht mehr zeitgemäß
Historisch hohe Steuereinnahmen, aber auf Landes- und kommunaler Ebene reicht es hinten und vorne nicht, um ei-
nen leistungsfähigen Staat zu präsenƟ eren. Diese unbefriedigende SituaƟ on ist Gegenstand einer Gesprächsserie, 
die der dbb schleswig-holstein derzeit mit den Vorsitzenden der im Landtag vertretenden FrakƟ onen führt. Doch wo 
liegt das Problem? Genau genommen sind es zwei.

Problem Nummer 1

Mit steigenden Steuereinnahmen 
nehmen überproporƟ onal auch die 
poliƟ schen Wünsche zu, wofür das 
Geld ausgegeben werden kann. Das 
bedeutet häufi g neue Auf- und Aus-
gaben. Doch es wird meist verges-
sen, dass die Ressourcen noch nicht 
einmal ausreichen, die bereits beste-
henden Aufgaben zuverlässig zu er-
füllen.

Problem Nummer 2

Das Land und die Kommunen haben 
nur begrenzte Möglichkeiten, ihre 
fi nanziellen MiƩ el zu beeinfl ussen. 
Steuergesetze macht im Wesent-
lichen der Bund, dort fl ießen übri-
gens auch große Teile der Steuerein-
nahmen hin. Die mit Abstand meisten 
Gesetze werden jedoch auf Ebene der 
Länder und Kommunen ausgeführt. 
Das passt natürlich nicht zusammen. 
Die MiƩ elverteilung folgt weder 

schlüssig noch ausreichend den Auf-
gaben. So kann das Land auch der 
kommunalen Ebene keine ausrei-
chenden MiƩ el zur Verfügung stellen 
– übrigens ein Grund dafür, dass die 
laufende Reform des kommunalen 
Finanzausgleichs keine wirklich be-
friedigenden Ergebnisse hervorbrin-
gen kann.

StaƩ dessen nutzt der Bund seine fi -
nanziell vergleichsweise komforta-
ble SituaƟ on, um sich zum Beispiel 
mit Förderprogrammen in die Arbeit 
vor Ort einzumischen, zum Beispiel 
zwecks Modernisierung von Schu-
len oder Ausbau von Kindertages-
stäƩ en. Natürlich wird das Geld gern 
genommen, ein Bedarf in diesen Be-
reichen ist unbestreitbar. Aber: Das 
verursacht nicht nur eine zusätz-
liche BürokraƟ e, sondern auch eine 
schleichende Unterwanderung de-
mokraƟ scher Strukturen vor Ort ein-
schließlich der kommunalen Selbst-
verwaltung. 

Die Lösung

Sinnvoller wäre es, der jeweiligen 
Ebene in Abhängigkeit von den tat-
sächlichen Aufgaben nach einem 
Kennzahlensystem errechnete aus-
reichende MiƩ el pauschal zur Verfü-
gung zu stellen. So können vor Ort, 
wo die jeweilige SituaƟ on am besten 
beurteilt werden kann, in einem de-
mokraƟ schen WeƩ bewerb Priori-
täten gesetzt werden. Zumindest in 
Bezug auf diejenigen Aufgaben, die 
nicht bereits durch Bundesgesetze 
abschließend vorgegeben sind. Des-
halb ist es wichƟ g, dass immer auch 
ein Spielraum für eigene Entschei-
dungen verbleibt. Andernfalls wird 
unser föderales System dauerhaŌ  
Schaden nehmen.

Natürlich geht es dabei stets auch 
darum, dass eine aufgabengerechte 
PersonalausstaƩ ung und eine faire 
Bezahlung der BeschäŌ igten ge-
währleistet werden kann. Es wird 

sich zeigen, ob ein 
Umdenken auch 
auf Bundesebe-
ne poliƟ sch mehr-
heitsfähig ist. Wir 
haben jedenfalls 
gute Argumente.

Zusätzliche The-
men bei den Frak-
Ɵ onen waren 
unter anderem Ar-
beitszeiƞ ragen, 
Gewalt gegen Be-
schäŌ igte des öf-
fentlichen Diens-
tes und natürlich 
die Einkommens-
entwicklung.  KT 

dbb Landesbundvorsitzender Kai Tellkamp im Gespräch mit Dr. Ralf Stegner (SPD), Annabell Krä-
mer und Christopher Vogt (FDP) sowie Lars Harms (SSW)



12 komba rundschau 1/2020

PosiƟ onspapier für den Beamtenbereich:

Geplante Verbesserungen nicht ausreichend!!
Die jetzigen von der Landesregierung geplanten Verbesserungen im Beamtenbereich sind nicht ausreichend. Wir 
werden daher mit dem folgenden Schreiben, das wir hier im Wortlaut bringen, die FrakƟ onen des Landtages zum 
Handeln auff ordern.
„Seit dem Jahr 2006 wurden bei den 
BeamƟ nnen und Beamten des Lan-
des wesentliche Verschlechterungen 
in den gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen registriert, die sich kumu-
liert als großes Hindernis für eine zu-
künŌ ig posiƟ ve Entwicklung in den 
Verwaltungen des Bundeslandes 
darstellen. Die Betroff enheit der 
Menschen wurde unter anderem 
deutlich in zwei öff entlichen PeƟ Ɵ -
onen an den Landtag mit Anliegen 
zur Arbeitszeit (Nr. 57; 3.664 Peten-
Ɵ nnen und Petenten) und zur Jah-
ressonderzahlung mit dem Rekord-
wert von 11.716 PetenƟ nnen und 
Petenten (Nr. 53).

Für die kommenden 10 Jahre steht 

fest, dass es im öff entlichen Dienst zu 
altersbedingten Abgängen zwischen 
25 und über 30 % aller BeschäŌ igten 
kommen wird. Auch die BeamƟ nnen 
und Beamten im Land sind in ähn-
licher Größenordnung betroff en. 
Es betriŏ   Polizei, LehrerschaŌ , die 
Steuerverwaltung und JusƟ zverwal-
tung wie auch die kommunalen Auf-
gabenbereiche wie zum Beispiel Um-
weltbehörden, Sozialbehörden oder 
Ausländerbehörden. 

Die Gewinnung und Erhaltung von 
leistungsbereiten und leistungsfä-
higen Kolleginnen und Kollegen ist 
im Fokus personalwirtschaŌ licher 
Bestrebungen aller Gebietskörper-
schaŌ en im Land. BeamƟ nnen und 

Beamte bieten dem Gemeinwesen 
in besonderer Weise die Gewähr für 
einen verlässlichen Staat durch das 
Streikverbot. Im Gegenzug gibt es 
die poliƟ sche Zusage einer amtsan-
gemessenen Besoldung. 

Durch insbesondere fi nanzpoliƟ sche 
Erwägungen wurde diese Gegenlei-
stung der PoliƟ k in den vergangenen 
Jahren immer weiter ausgehöhlt. 
Hier sei dargestellt ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit:
• Anhebung der wöchentlichen Ar-

beitszeit von 39 auf 41 Stunden
• Weitgehende Streichung von Ur-

laubs- und Weihnachtsgeld
• Einforderung eines Selbstbehalts 

bei der Beihilfe in erheblichem 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 Ü 6.006.83 6.658,25 7.275,39 7.686,85 7.782,82
15 4.860,31 5.190,81 5.559,47 6.062,74 6.580,45 6.921,06
14 4.401,04 4.700,31 5.091,13 5.524,82 6.008,27 6.355,34
13 4.056,62 4.384,61 4.757,99 5.163,37 5.640,38 5.899,26
12 3.635,65 4.013,07 4.454,13 4.943,53 5.517,78 5.790,26
11 3.508,11 3.856,11 4.182,29 4.536,17 5.020,49 5.292,98
10 3.380,51 3.655,13 3.964,32 4.299,65 4.673,08 4.795,69
9 c 3.280,42 3.526,45 3.790,94 4.075,26 4.380,90 4.600,00
9 b 3.074,70 3.305,30 3.450,00 3.874,00 4.124,25 4.414,13
9 a 2.964,89 3.163,55 3.356,89 3.784,00 3.879,97 4.125,00
8 2.808,91 2.999,92 3.132,23 3.264,31 3.405,98 3.474,11
7 2.635,53 2.855,60 2.986,70 3.119,00 3.243,78 3.310,79
6 2.586,00 2.767,11 2.894,11 3.019,78 3.143,22 3.206,10
5 2.480,74 2.656,42 2.775,08 2.900,74 3.017,50 3.077,85
4 2.363,07 2.540,85 2.690,02 2.782,88 2.875,73 2.930,10
3 2.325,89 2.517,08 2.563,61 2.669,96 2.749,76 2.822,87

2 Ü 2.171,61 2.393,99 2.473,88 2.580,40 2.653,60 2.760,98
2 2.152,51 2.346,00 2.392,92 2.459,87 2.607,03 2.760,98
1 1.929,88 1.962,63 2.003,59 2.041,77 2.140,05

Neue Entgelte ab März 2020
Ab dem 1. März 2020 erhöhen 
sich im Bereich der kommunalen 
Arbeitgeber die Entgelte für die 

Arbeitnehmer*innen. Wir haben hier 
die EntgelƩ abelle für die Beschäf-
Ɵ gten in der Verwaltung abgedruckt. 

Alle aktuellen Tabellen fi nden sich 
auf unserer Homepage 
              www.komba-sh.de  
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Umfang zum Anlass der Einfüh-
rung der Praxisgebühr in der GKV. 
Die Praxisgebühr wurde vor Jah-
ren abgeschaŏ  , der Selbstbehalt 
wurde beibehalten.

• Einbehaltung von insgesamt 2 % 
der monatlichen Besoldung zur 
Bildung einer Pensionsrücklage 
von 2009 bis 2018

• MiƩ lerweile Besoldungsrückstand 
auf Besoldung Bund in Höhe von 
rund 9 % durch tlw. weder zeit- 
noch inhaltsgleiche Übernahme 
von Tarifabschlüssen und weitge-
hende Streichung der Jahresson-
derzuwendung

• SchriƩ weise Anpassung der Beihil-
ferichtlinien und damit der Beihil-
feleistungen an die Leistungen der 
GKV

• Bisher keine Anpassung der An-
erkennung von Kindererziehungs-
zeiten für vor 1992 geborene Kin-
der an das Rentenrecht

Durch die Aufzählung wird deutlich, 
dass die BeamƟ nnen und Beamten 
des Landes in den vergangenen Jah-
ren erheblich zur Sanierung des Lan-
deshaushalts bzw. der kommunalen 
Haushalte beigetragen haben und es 
noch immer tun. Eine Gegenleistung 
gab es bis heute nicht. 

Der amƟ erende Ministerpräsident 
Daniel Günther haƩ e im Rahmen des 
parlamentarischen Abends des dbb 
am 07.09.2017 bekundet, dass er 
durchaus Spielraum für das Thema 

Kubusch, Maisch, Müller-Török, Pautsch, Roggenkamp

Handbuch Datenschutz für die kommunale Praxis

1. Aufl age 2019, 150 Seiten, 49,00 Euro
Kommunal- und Schul-Verlag GmbH & Co. KG, www.kommunalpraxis.de

Das Handbuch zeigt die prakƟ schen Ansätze des europäischen Datenschutzrechts sowie der daraus resulƟ erenden 
angepassten naƟ onalen Normen in der kommunalen Aufgabenerfüllung auf und stellt Lösungsmöglichkeiten dar. 
Insbesondere die neuen Regelungen, Rechtstermini und Vorgaben für den Einsatz automaƟ sierter Verarbeitungstä-
Ɵ gkeiten – wie DokumentaƟ ons- und Nachweispfl ichten, Normen für Transparenz, AuŅ lärung und InformaƟ on der 
betroff enen Personen uvm. – stellen die Kommunen hinsichtlich der strategischen Herangehensweise vor große He-
rausforderungen. Das Handbuch hilŌ  Erfordernisse nachvollziehen zu können und diese in die bestehenden Auĩ au- 
und AblauforganisaƟ onen zu integrieren. Insbesondere die europaweit fl ächendeckenden Regelungen – ausgenom-
men der naƟ onalen RegelungsauŌ räge und -opƟ onen – ermöglichen es erstmalig, weitestgehend eine bundesweit 
einheitliche Handreichung für Kommunen herausauszugeben.
Zielgruppe des Handbuchs sind DatenschutzbeauŌ ragte, FührungskräŌ e, BeschäŌ igte von Haupt- und OrganisaƟ -
onsämtern, Administrator/innen und sonsƟ ge Entscheidungsträger(innen) zu VerarbeitungstäƟ gkeiten.  

Wiederaufnahme von Sonderzah-
lungen sehe. Die aktuellen Pläne für 
eine Besoldungsstrukturreform kom-
men dieser Aussage nicht annähernd 
entgegen. Das poliƟ sche Verspre-
chen einer insgesamt 1 %igen Besol-
dungserhöhung bis zum 01.06.2022 
über die normale Anpassung hinaus 
ist weder als Anerkennung der Leis-
tungen und der fi nanziellen Zuge-
ständnisse der vergangenen 14 Jah-
re zu werten, noch reicht das aus, 
um im WeƩ bewerb um geeigneten 
Nachwuchs mit der PrivatwirtschaŌ  
SchriƩ  zu halten. Die immerhin lo-
benswerten jedoch ohnehin notwen-
digen spürbaren strukturellen Ver-
besserungen in den Eingangsämtern 
gehen auf Kosten der langjährig Be-
diensteten. Das führt nicht zu einer 
Befriedung der SituaƟ on, sondern 
verschärŌ  das Konfl iktpotenzial.

Nachdem die Landesregierung un-
ter Führung des damaligen MP Peter 
Harry Carstensen im Jahr 2007 ver-
sprochen haƩ e, die EinschniƩ e bei 
Arbeitszeit und Sonderzahlungen an-
zupassen, sobald die Haushaltslage 
des Landes dafür wieder Spielräume 
zulasse, ist die dementsprechende 
Erwartungshaltung der BeamƟ nnen 
und Beamten im Land an die han-
delnde PoliƟ k seit 2016, seit also der 
Landeshaushalt wieder im Plus ab-
schließt, groß. Sie ist umso größer als 
dass es in 2019 einen Haushaltsüber-
schuss in Höhe von über einer halben 
Milliarde Euro gegeben hat.

Die LandespoliƟ k, jede einzelne Ab-
geordnete und jeder einzelne Ab-
geordnete, täte gut daran, sich da-
ran zu erinnern, dass nicht die PoliƟ k 
sondern der öff entliche Dienst dafür 
sorgt, dass es in Schleswig- Holstein 
eine verlässliche Versorgung mit ge-
setzlich vorgesehenen Dienstlei-
stungen gibt. Sicherheit für das täg-
liche Dasein gibt es aber nicht zum 
Nulltarif, und es muss heute dafür 
gesorgt werden, dass auch zukünf-
Ɵ g der öff entliche Dienst funkƟ o-
niert. Wenn über Jahre hinweg ge-
spart wird, dann sieht es auch beim 
Personal bald so aus wie heute viele 
Teile unserer Infrastruktur: löcherig 
und rissig (Straßen und Gebäude) bis 
hin zu unzulänglich (Personalausstat-
tung in der Pfl ege).

Daher die klaren Forderungen der 
komba gewerkschaŌ  schleswig-hol-
stein über den aktuellen Gesetzent-
wurf der Landesregierung zur Anpas-
sung der Besoldungsstruktur hinaus, 
die sich im Bewusstsein dessen bewe-
gen, dass eine schlichte Rückkehr zu 
den Regelungen von vor 2006 fi nanz-
poliƟ sch nicht abbildbar ist:
• Als Anerkennung der bisherigen 

Beiträge der schleswig-holstei-
nischen BeamƟ nnen und Beamten 
zur Sanierung des Landeshaushalts 
und vor allem als nachträgliche 
Anerkennung der geleisteten Dien-
ste eine Einmalzahlung in Höhe 
von 1.000 € (das bildet zugleich 
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Das neue Jahr hat auch PosiƟ ves zu bieten:

WichƟ ge Rechtsänderungen in 2020
Mit dem Jahreswechsel sind einige wichƟ ge Änderungen im Sozialrecht so-
wie im öff entlichen Dienstrecht in KraŌ  getreten, einige erlangen im Laufe 
des Jahres GeltungskraŌ . Wir haben einen Auszug mit Punkten zusammen-
gestellt, die (auch) für die BeschäŌ igten im öff entlichen Dienst von Bedeu-
tung und teilweise durchaus posiƟ v zu sehen sind.

Einkommenserhöhungen

Im neuen Jahr profi Ɵ eren Tariĩ e-
schäŌ igte sowie BeamƟ nnen und 
Beamte von erreichten Tabellenan-
passungen: Die Besoldung der Be-
amƟ nnen und Beamten des Landes 
und der Kommunen steigt ab Janu-
ar um 3,12 Prozent. Der gleiche Wert 
greiŌ  für die Tariĩ eschäŌ igten des 
Landes, ergänzt um einen Mindest-
betrag von 90 Euro sowie einer über-
proporƟ onalen Steigerung der Stufe 
1 von 4,3 Prozent. Für die kommu-
nalen Tariĩ eschäŌ igten wird das dif-
ferenzierte Tarifergebnis von 2018, 
das insgesamt ein durchschniƩ liches 
Plus von 7,5 Prozent bedeutet, mit 
einem Zuwachs von durchschniƩ lich 
1,06 Prozent ab März 2020 komplet-
Ɵ ert. 

Anmerkung der komba:
In den letzten Einkommensrun-
den konnten spürbare Zuwächse 
erreicht werden. Es ist jedoch ein 

großer KraŌ akt, die poliƟ sch und 
arbeitgeberseiƟ g verursachte Zer-
spliƩ erung der VerhandlungsƟ sche 
zu bewälƟ gen und nicht in Nachtei-
len für die BeschäŌ igten münden 
zu lassen. Als nächstes steht die Ta-
rifrunde für Bund und Kommunen 
an, denn die dort maßgebenden Ent-
gelƩ abellen haben eine Laufzeit bis 
zum 31. August 2020. Hier gilt es, 
den Anschluss zu halten, um posi-
Ɵ ve staƩ  negaƟ ve KeƩ enreakƟ onen 
zu provozieren. Gleiches gilt für die 
schleswig-holsteinische Besoldungs-
situaƟ on im Vergleich zu den ande-
ren Bundesländern. Mit Spannung 
wird erwartet, ob der Landtag im 
Zuge des Beteiligungsverfahrens zur 
Besoldungsstrukturreform die KraŌ  
hat, poliƟ sche Fehleinschätzungen 
der Landesregierung zu korrigieren.

Entlastung bei der Zusatzversorgung

Am 1. Januar 2020 ist das GKV-Be-
triebsrentenfreibetragsgesetz in 

KraŌ  getreten. Beiträge zur Kran-
kenversicherung auf die Betriebs-
rente werden durch einen Freibetrag 
in Höhe von 159,25 Euro reduziert. 
Nur oberhalb dieses Betrages müs-
sen Beiträge gezahlt werden. Der 
Freibetrag ist dynamisch und wird 
jedes Jahr entsprechend der sozial-
versicherungsrechtlichen Bezugsgrö-
ße angepasst. Der Freibetrag ersetzt 
die bisherige Freigrenze in entspre-
chender Höhe, bei dessen Über-
schreitung allerdings die volle Be-
triebsrente verbeitragt wurde.

Anmerkung der komba:
Die Neuregelung betriŏ   auch die Zu-
satzversorgung für Tariĩ eschäŌ igte 
des öff entlichen Dienstes. Am Bei-
spiel einer VBL-BruƩ orente von 300 
Euro beträgt die NeƩ orente künf-

auch eine soziale Komponente ab) 
für alle, noch im Jahr 2020 

• wer seit mindestens 5 Jahren in 
einem Beamtenverhältnis in SH 
beschäŌ igt ist, erhält einmalig 
2.000 €

• Streichung des Selbstbehalts in 
der Beihilfe ab 01.01.2021

• Rückkehr zu einer den Tariĩ e-
schäŌ igten analogen Arbeitszeit 
mit einem ersten SchriƩ  hin zu 40 
Wochenstunden ab 01.01.2021; 
alternaƟ v die Einführung einer 
Öff nungsklausel für den kommu-
nalen Bereich

Diese Forderungen werden erhoben 
einerseits, um den BeamƟ nnen und 
Beamten die Wertschätzung zuteil-
werden zu lassen, die sie verdienen 
und die ihnen in den vergangenen 
Jahren verwehrt wurde.

Andererseits geht es um die ZukunŌ s-
fähigkeit des öff entlichen Dienstes, 
der schon seit geraumer Zeit mit der 
freien WirtschaŌ  im WeƩ bewerb um 
die besten Köpfe steht und ange-
sichts der beschriebenen Rahmen-
bedingungen an AƩ rakƟ vität ver-
loren hat und auch angesichts der 
aktuellen poliƟ schen AkƟ vitäten in 
Schleswig- Holstein weiterhin an At-
trakƟ vität verliert. Dazu gehört im 
Übrigen auch, dass die Tariĩ eschäf-
Ɵ gten zukünŌ ig aƩ rakƟ ver entlohnt 
werden.

Ein funkƟ onierender öff entlicher 
Dienst bietet eine zusätzliche Siche-
rung der DemokraƟ e, wie die SituaƟ -
on im Rahmen der langwierigen Re-
gierungsbildung auf Bundesebene 
2017/2018 gezeigt hat: Der Staat hat 

auch in dieser Phase seine Arbeit ge-
macht und war unaufgeregt für sei-
ne Bürgerinnen und Bürger da. Das 
verdient nicht nur verbale Anerken-
nung, sondern auch eine monetäre 
BestäƟ gung. Zumal die Herausfor-
derungen der ZukunŌ  mit den Mega-
themen Digitalisierung, Demografi e, 
MigraƟ on, Wohnen und Umwelt ei-
nen engagierten, moƟ vierten, kurz-
um in allen Belangen handlungsfä-
higen öff entlichen Dienst unbedingt 
braucht.

Wir stehen gerne für ein persönliches 
Gespräch zur Verfügung.“

Wir hoff en, dass unser Gesprächsan-
gebot angenommen wird und wer-
den weiter über den Sachstand infor-
mieren.  StS/JP 
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Ɵ g 269,14 Euro staƩ  243,30 Euro. 
Nur schwer nachvollziehbar ist aller-
dings, dass die Umsetzung laut einer 
VBL-MiƩ eilung aufgrund der erfor-
derlichen Anpassung der Verfahren 
voraussichtlich nicht vor dem Jahr 
2021 etabliert werden kann.

Im Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens haƩ en sich komba und dbb für 
die Reduzierung der Beitragslast 
ausgesprochen, sehen ihre langjäh-
rige Forderung allerdings nur teiler-
füllt: MesslaƩ e ist der ursprünglich 
nur hälŌ ige Beitragssatz auf die Be-
triebsrenten, der durch das GKV-
Modernisierungsgesetzes von 2004 
durch die volle Beitragspfl icht ersetzt 
wurde.

Versorgungsfonds des Landes

Für alle ab Januar 2020 neu einge-
stellten BeamƟ nnen und Beamten 
des Landes müssen aufgrund des 
Schleswig-Holsteinischen Versor-
gungsfondsgesetzes monatlich 100 
Euro in den Versorgungsfonds einge-
zahlt werden.

Anmerkung der komba:
Der bestehende Versorgungsfonds 
des Landes dient der Abfederung 
von Versorgungskosten der Beam-
Ɵ nnen und Beamten des Landes. 
Seit 2018 werden MiƩ elzuführungen 
durch das Land und nicht mehr 
durch Besoldungsabsenkungen fi -
nanziert. Auswirkungen auf Versor-
gungsansprüche bestehen nicht, die-
se ergeben sich weiterhin aus dem 
Schleswig-Holsteinischen Beamten-
versorgungsgesetz. Wir setzen uns 
weiter dafür ein, dass der Versor-
gungsfonds dazu beiträgt, fehlplat-
zierte negaƟ ve DebaƩ en über die 
Kosten der Beamtenversorgung zu 
entkräŌ en. 

Die Einzahlungspfl icht besteht nicht 
für BeamƟ nnen und Beamte der 
Kommunen. Ungeachtet dessen pro-
fi Ɵ eren diese von den inzwischen 
ausbleibenden Besoldungsabsen-
kungen zur Finanzierung einer Ver-
sorgungsrücklage.

Sozialversicherung

Der Beitrag zur Arbeitslosenversiche-
rung ist mit Jahresbeginn von 2,5 auf 
2,4 Prozent des BruƩ oeinkommens 
gesunken.

In der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung ist der durchschniƩ liche Zusatz-
beitrag von 0,9 Prozent auf 1,1 Pro-
zent gesƟ egen.

Die Beitragsbemessungsgrenzen 
(Höchstgrenze der Einnahmen von 
Versicherten, auf die Beiträge be-
rechnet werden) betragen in der 
Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung jährlich 82.800 Euro (bisher 
80.400 Euro) und in der Kranken- 
und Pfl egeversicherung 56.250 Euro 
(bisher 54.450 Euro).

Anmerkung der komba:
In der gegenwärƟ gen Arbeitsmarkt-
lage ist die Reduzierung der Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung folge-
richƟ g, bleibt allerdings sehr zurück-
haltend. Die posiƟ ven Auswirkungen 
auf die NeƩ obezüge sind deshalb 
verhältnismäßig gering und werden 
häufi g durch den Zusatzbeitrag in 
der GKV relaƟ viert. Immerhin zieht 
die bereits seit dem letzten Jahr er-
reichte Parität bei der Beitragslast 
– auch der Zusatzbeitrag geht zur 
HälŌ e zu Lasten des Arbeitgebers.

Kita-Reform

Für alle, die kleine Kinder haben oder 
sich in der Familienplanung befi n-
den, und natürlich für BeschäŌ igte 
im Sozial- und Erziehungsdienst ist 
das Schleswig-Holsteinische Kita-
Reform-Gesetz von Bedeutung. Der 
Landtag hat das Paket in seiner letz-
ten 2019’er-Sitzung verabschiedet. 
Es triƩ  teilweise am 1. Januar, in we-
sentlichen Punkten aber erst am 1. 
August in KraŌ . Die wichƟ gsten Neu-
erungen:

• Die Höhe der Elternbeiträge wird 
ab August 2020 begrenzt. Damit 
sollen die Beiträge landesweit ein-
heitlicher werden. Sie dürfen bei 
Kindern unter drei Jahren künŌ ig 
180 Euro für eine täglich 5-stün-
dige Betreuung und 288 Euro im 
Falle von acht Stunden täglich 

nicht überschreiten. Bei Kindern 
über drei Jahren liegt die Grenze 
bei 145 Euro (fünf Stunden) und 
233 Euro (acht Stunden). Der bis-
herige Wildwuchs bei der Sozi-
alstaff el, mit der einkommens-
schwache Familien von Beiträgen 
entlastet werden, wird durch eine 
landeseinheitliche Regelung er-
setzt. Das gilt auch für die Ge-
schwisterermäßigung.

• Die Vorgaben für personelle Res-
sourcen werden verbessert: Zum 
einen wird der Betreuungsschlüs-
sel verbessert. Bei den Drei- bis 
Sechsjährigen sollen künŌ ig rech-
nerisch 2,0 FachkräŌ e für eine 
Gruppe zuständig sein, bisher wa-
ren es 1,5. Die Gruppen sollen in 
der Regel 20 Kinder haben. Zudem 
werden verbindliche Mindestan-
forderungen für die Freistellung 
der Leitungsebene festgeschrie-
ben, wobei Kita-Leitungen schriƩ -
weise bis zur vollen Freistellung 
ab der fünŌ en Gruppe und ab der 
sechsten Gruppe anteilig auch 
Stellvertretungen berücksichƟ gt 
werden. Für die Vor- und Nachbe-
reitung (Verfügungszeiten) stehen 
künŌ ig 7,8 Stunden pro Woche 
und Gruppe zur Verfügung.

• Die zulässigen Schließzeiten wer-
den begrenzt. Kitas dürfen künŌ ig 
maximal an 20 Tagen schließen. 
Längstens drei Wochen am Stück 
dürfen die Ferien dauern. Kleine 
Einrichtungen mit maximal drei 
Gruppen dürfen allerdings insge-
samt sechs Wochen Ferien ma-
chen.

Anmerkung der komba:
Aus unserer Sicht ist die Reform 
grundsätzlich als sachgerechter 
SchriƩ  zu begrüßen. Insbesondere 
der Umstand, dass auch auf Qua-
lität gesetzt wird, korrespondiert 
mit unseren PosiƟ onen, die bereits 
im Zuge des Gesetzgebungsverfah-
ren zum „Gute-Kita-Gesetz“ einge-
bracht und vertreten wurden. Damit 
werden auch Belange der Beschäf-
Ɵ gten aufgegriff en. Zu nennen ist 
auch, dass mit der landeseinheit-
lichen Sozialstaff el ein Beitrag zur 
Verwaltungsvereinfachung geleistet 
wird. Zusätzlich werden durch den 
Beitragsdeckel bisherige soziale Un-
wuchten reduziert.
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Allerdings darf nicht ausgeblendet 
werden, dass es große Probleme be-
reitet, das benöƟ gte Personal zu ge-
winnen. Es wäre jedoch die falsche 
ReakƟ on, das Niveau abzusenken. 
Vielmehr muss dafür gesorgt wer-
den, dass die Bezahlung sƟ mmt: Die 
bestehenden Eingruppierungsvor-
schriŌ en dürfen nicht umgangen und 
müssen im Zuge der in diesem Jahr 
staƪ  indenden Tarifverhandlungen 
posiƟ v weiterentwickelt werden. 

Entlastung bei 
pfl egebedürŌ igen Angehörigen

Mit dem seit dem 1. Januar geltenden 
„Angehörigen-Entlastungsgesetz“ 
wird insbesondere das Ziel verfolgt, 
Angehörige pfl egebedürŌ iger Men-
schen von Unterhaltspfl ichten zu 
entlasten. KünŌ ig werden Angehöri-
ge, die weniger als 100.000 Euro im 
Jahr verdienen, nicht mehr aufgrund 
ihrer Unterhaltsfl icht herangezogen, 
wenn ihre Eltern oder Kinder pfl e-
gebedürŌ ig werden beziehungswei-
se Sozialhilfe beziehen. Unterhalts-
verpfl ichtete Eltern und Kinder von 
Leistungsbeziehern der Sozialhilfe 
werden künŌ ig erst bei Überschrei-
tung eines JahresbruƩ oeinkommens 
von 100.000 Euro zu Unterhaltslei-
stungen herangezogen. Bisher lag 
die Grenze bei ca. 22.000 Euro.

Anmerkung der komba:
In der Anhörung im Zuge des Gesetz-
gebungsverfahrens haben komba 
und dbb die Entlastung der Angehö-
rigen ausdrücklich begrüßt, aber er-
gänzende Verbesserungen für pfl e-
gende Angehörige gefordert. Das 
betriŏ   insbesondere eine steuerfi -
nanzierte Entgeltersatzleistung so-
wie Freistellungsregelungen ana-
log der Regelungen zum Elterngeld 
und zur Elternzeit. Die bestehenden 
Grundlagen im Familienpfl egezeit-
gesetz und im Pfl egezeitgesetz bezie-
hungsweise in den für BeamƟ nnen 
und Beamte maßgebenden Rechts-
grundlagen bleiben deutlich dahin-
ter zurück.

Änderung des TVöD

Die Tarifpfl egegespräche zum für 
den Bund und die Kommunen gel-

tenden Tarifvertrag für den öff ent-
lichen Dienst (TVöD) haben zu einer 
Einigung über verschiedene Anpas-
sungen geführt, die seit Jahresbe-
ginn Anwendung fi nden. 

Die wichƟ gsten Punkte: Wenn das 
BeschäŌ igungsverhältnis über den 
regulären RenteneintriƩ  hinaus fort-
gesetzt werden soll, kann eine Ver-
längerung des Arbeitsvertrages ver-
einbart werden. Bislang sah der 
Tarifvertrag eine zwingende Beendi-
gung vor, was eigentlich einen neuen 
Arbeitsvertrag erfordert häƩ e.
Die BerücksichƟ gung vorhandener 
Erfahrungszeiten bei der Stufenzu-
ordnung wird opƟ miert: Bei Rück-
gruppierungen bleibt die absolvierte 
Stufenlaufzeit vollständig erhalten 
und bei Höhergruppierungen wird 
gegebenenfalls die zuvor bereits ab-
solvierte Zeit der vorübergehenden 
Übertragung der höherwerƟ gen Tä-
Ɵ gkeit anerkannt.
Die Geltendmachung von Ansprü-
chen aufgrund der Ausschlussfrist ist 
künŌ ig auch per E-Mail möglich.

Anmerkung der komba :
Über die anstehenden Änderungen 
haƩ en wir in der komba rundschau 
bereits berichtet. Die Verzögerungen 
im UnterschriŌ enverfahren sind 
zwar ärgerlich, grundsätzlich ist aber 
zu begrüßen, dass auch außerhalb 
von Einkommensrunden eine Wei-
terentwicklung der Tarifverträge ge-
lingen kann. So werden ein längerer 
SƟ llstand und eine Überfrachtung 
von Einkommensrunden vermieden. 
Allerdings gibt es aufgrund der Ent-
wicklung der Rechtsprechung und 
der Praxis aus unserer Sicht eine Rei-
he weiterer Punkte, die Gegenstand 
von Tarifanpassungen sein sollten.

Änderung des 
Berufsbildungsgesetzes

Seit Jahresbeginn gilt ein novelliertes 
Berufsbildungsgesetz (BBiG). Fortbil-
dungen, die auf eine Berufsausbil-
dung auĩ auen, werden mit neuen 
Bezeichnungen versehen: Geprüf-
ter Berufsspezialist, Bachelor Pro-
fessional und Master Professional. 
Zu den weiteren Änderungen zäh-
len die Einführung einer Mindestver-

gütung, die Stärkung der Teilzeitbe-
rufsausbildung, die Aufnahme von 
Fachliteratur in die Liste der kosten-
los zur Verfügung zu stellenden Aus-
bildungsmiƩ el und die Neuregelung 
der Freistellungen für Berufsschul-
unterricht sowie Prüfungen und wei-
tere Ausbildungsmaßnahmen außer-
halb der AusbildungsstäƩ e.

Anmerkung der komba:
Nicht alle Änderungen des BBiG 
sind im öff entlichen Dienst unmit-
telbar relevant. Die Mindestvergü-
tung zieht nicht, da die tarifl ichen 
Ausbildungsentgelte bereits darü-
ber liegen; die neuen Fortbildungs-
bezeichnungen erfordern zunächst 
eine entsprechende Anpassung der 
Fortbildungsordnungen; gleichwohl 
sollte geklärt werden, inwieweit 
auch der öff entliche Dienst parƟ zi-
pieren kann, zumal eine mit den neu-
en Bezeichnungen einhergehende 
Aufwertung der berufl ichen Bildung 
grundsätzlich sinnvoll ist. Zu begrü-
ßen sind die Erweiterungen hinsicht-
lich der zur Verfügung zu stellenden 
AusbildungsmiƩ el und der Freistel-
lungsregelungen. Mit Blick auf die 
konkreten Auswirkungen werden 
hierzu ergänzende Praxishinweise 
vorgelegt. Da auch der Ausbildungs-
Tarifvertrag (TVAöD) diese Themen 
aufgreiŌ , werden wir eine Harmoni-
sierung oder Weiterentwicklung prü-
fen.

Verpfl egungsmehraufwendungen

Die Beträge für Verpfl egungsmehr-
aufwendungen bei Reisekosten nach 
dem Einkommensteuergesetz wur-
den angepasst:
• 28 Euro (bisher 24 Euro) bei mehr 

als 24-stündiger Abwesenheit von 
der Wohnung/ersten TäƟ gkeits-
stäƩ e,

• 14 Euro (bisher 12 Euro) für den 
An- und Abreisetag sowie

• Euro (bisher 12 Euro) bei mehr als 
8-stündiger Abwesenheit von der 
Wohnung/ersten TäƟ gkeitsstäƩ e.

Auf diese Werte verweist zum Bei-
spiel das Bundesreisekostengesetz.
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Streit um Entlastungsmaßnahmen am UKSH:

Nur die Spitze des Eisberges
Aus Sicht von komba und dbb spiegelt der Streit um Maßnahmen zur Entlastung des Pfl egepersonals am Schleswig-
Holsteinischen Universitätsklinikum (UKSH) nur die Spitze des Eisberges wieder. „Die BeschäŌ igten pfeifen nämlich 
in etlichen weiteren Aufgabenbereichen des öff entlichen Dienstes aus dem letzten Loch“, so dbb-Chef Kai Tellkamp.
Deshalb besteht ein grundsätzlicher 
Handlungsbedarf, um das Personal 

vor Überlastung zu schützen. „An-
dernfalls wird ein Teufelskreis pro-
voziert, da immer mehr BeschäŌ igte 
ausfallen und die Arbeit auf noch 
weniger Schultern lastet.“

Um gegenzusteuern wird es jedoch 
nicht genügen, zusätzliches Personal 
als Ziel zu formulieren, selbst wenn 
Einvernehmen mit der Arbeitgeber-
seite bestehen sollte. „Neue Kolle-
ginnen und Kollegen können nämlich 
insbesondere in Zeiten des Fach-
kräŌ emangels nur dann gewonnen 
werden, wenn die Arbeitsbedingun-
gen sƟ mmen. Die Einkommen und 
die Arbeitszeitregelungen – auch 
als Schutz vor Überlastung – spielen 
eine wichƟ ge Rolle. Da muss nach-
jusƟ ert werden. Das gilt übrigens 

gleichermaßen im Tarif- und im Be-
amtenbereich.“

Das Praxisproblem ist, dass die Ar-
beitgeberseite grundsätzlich den 
Umfang der zu erledigenden Aufga-
ben, den Personalbestand und da-
mit das Verhältnis beider Größen 
zueinander vorgibt. Im öff entlichen 
Dienst besteht ergänzend die Beson-
derheit, dass den Parlamenten maß-
gebende Entscheidungen obliegen: 
Aufgaben ergeben sich aus Geset-
zen und der Personalbestand ergibt 
aus dem Haushalt. „Dass der Gesetz-
geber hier eine schlechte Arbeit lei-
stet, ist off ensichtlich: Das Ergebnis 
der aktuellen PoliƟ k ist ein Personal-
fehlbestand von bundesweit 300.000 
Stellen und eine auch aus der Sicht 

Anmerkung der komba:
Es handelt sich um eine sachge-
rechte Anpassung. Bedauerlich ist, 
dass nicht auch weitere Werte wie 
die Wegstreckenentschädigung auf-
gestockt wurden. Das sollte spä-
testens nachgeholt werden, wenn 
Kostensteigerungen durch das „Kli-
mapaket“ greifen.

Anträge auf TeilzeitbeschäŌ igung

Mit dem „DriƩ en BürokraƟ eentla-
stungsgesetz“ wurde die Formvor-
schriŌ  für Entscheidungen des Ar-
beitgebers über Teilzeitverlangen 
des Arbeitnehmers gelockert. Die 
MiƩ eilung muss nicht mehr schriŌ -
lich, sondern nur noch in Texƞ orm er-
folgen. Diese Vorgabe wird beispiels-
weise durch eine E-Mail erfüllt.

Anmerkung der komba:
DerarƟ ge Änderungen von Formvor-
schriŌ en liegen gewissermaßen im 
Trend – sie betreff en auch den TVöD 
hinsichtlich der Geltendmachung 
von Ansprüchen.

Freistellung nach dem 
Jugendförderungsgesetz

Das Jugendförderungsgesetz des 
Landes regelt einen Freistellungsan-
spruch von bis zu 12 Tagen im Ka-
lenderjahr für BeschäŌ igte, die sich 
ehrenamtlich in der Jugendarbeit en-
gagieren. Am 28. Januar ist eine er-
gänzende neue Landesverordnung 
in KraŌ  getreten, die auch die Er-
staƩ ung des Verdienstausfalls bezie-
hungsweise die Fortzahlung der Be-
züge regelt.

Anmerkung der komba:
Ehrenamtliche Jugendarbeit ist un-
verzichtbar. Deshalb ist es folgerich-
Ɵ g, dass diese durch Freistellungsre-
gelungen gefördert wird.

Masern-Impfpfl icht für BeschäŌ igte

Eine Änderung des InfekƟ onsschutz-
gesetzes sieht ab dem 1. März eine 
Impfpfl icht gegen Masern für nach 
1970 geborene BeschäŌ igte, die in 
besƟ mmten Bereichen eingesetzt 
sind, vor. Sie greiŌ  unter anderem 

bei TäƟ gkeiten in Kindertagesstät-
ten, Schulen, Kinderheimen, Kran-
kenhäusern, FlüchtlingsunterkünŌ en 
sowie im ReƩ ungsdienst. Wer neu 
eingestellt wird, muss vor TäƟ gkeits-
aufnahme einen Nachweis vorlegen, 
wer vor dem 1. März bereits täƟ g ist, 
muss den Nachweis spätestens am 
31. Juli 2021 nachreichen.

BAföG

Der BAföG-Förderhöchstsatz für 
Schüler*innen und Studierende 
steigt zum Wintersemester 2020/21 
von 853 auf 861 Euro. Mit der Anhe-
bung der Pauschale für den Grund-
bedarf (für Studierende von 419 auf 
427 Euro, für Schüler*innen nach 
Schulform gestaff elt) steigen die in-
dividuellen Förderbeträge. Der Ver-
mögensfreibetrag steigt von 7.500 
auf 8.200 Euro.

Diese Übersicht erhebt kein An-
spruch auf Vollständigkeit. Zum Bei-
spiel beim Rechtsschutz werden na-
türlich stets die jeweils relevanten 
Fassungen der Rechtsgrundlagen be-
rücksichƟ gt. KT 
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Fachbereich Sozial- und Erziehungsdienst

Ganztagsbetreuung: Rechtsanspruch 
alleine löst keine Strukturprobleme

Das BundeskabineƩ  hat ein Gesetz zum Ausbau der Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter auf den Weg gebracht. Die komba gewerkschaŌ  sieht die 
grundsätzliche Notwendigkeit für ein solches Angebot. Das Zeiƞ enster, den 
Rechtsanspruch bis 2025 umzusetzen, hält sie allerdings für zu knapp be-
messen.
Für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ist ein gutes Netz an Betreu-
ungsangeboten absolut notwendig. 
Nachdem der Rechtsanspruch auf 
Betreuung ab dem ersten Lebensjahr 
bis zum EintriƩ  in die Grundschu-
le bereits besteht, stehen zahlreiche 
berufstäƟ ge Eltern bei Einschulung 

wieder vor der Frage der nachmit-
täglichen Betreuung. “Ein Rechts-
anspruch schaŏ   sicherlich hier und 
da Abhilfe, löst aber nicht die vor-
herrschenden qualitaƟ ven und 
strukturellen Probleme in der Ganz-
tagsbetreuung“, macht komba Bun-
desvorsitzender Andreas Hemsing 

deutlich. Jedes Bundesland verfügt 
über eigene Modelle. Ein fl ächende-
ckendes qualitaƟ v hochwerƟ ges Bil-
dungs-, Erziehungs- und Betreuung-
sangebot fehlt bislang.

Die komba gewerkschaŌ  sieht da-
her mehrere Herausforderungen im 

Zuständigkeit für den öff entlichen Dienst ändert sich:

Kindergeld wird künŌ ig von der Bundesagentur für Arbeit gezahlt
Auf den ersten Blick scheint es unlogisch: Warum sind auch BeamƟ nnen und Beamte auf einmal „Kunden“ der Bun-
desagentur für Arbeit? Ganz einfach: Dort ist die Familienkasse des Bundes angesiedelt, die für Kindergeldzahlungen 
zuständig ist. Eine Sonderregelung, nach der für das Personal des öff entlichen Dienstes das Dienstleistungszentrum 
Personal zuständig ist, geht auch in Schleswig-Holstein zu Ende. Die Änderung betriŏ   zunächst das Landesperso-
nal (Tariĩ eschäŌ igte und Beamte), für das seit März nicht mehr das Dienstleistungszentrum Personal zuständig ist.

Der Zuständigkeitswechsel fußt auf 
einem Bundesgesetz, das bereits 
Ende 2016 beschlossen wurde. Da-
nach können Länder und Kommunen, 
die bislang mit etwa 8.000 „Sonder-
familienkassen“ in Eigenregie für das 
Kindergeld zuständig waren, die Auf-
gabe an die Bundesagentur für Ar-
beit abgeben. Die dort angesiedelte 
Familienkasse ist bereits für Kinder-
geldfälle außerhalb des öff entlichen 
Dienstes und damit für rund 87 Pro-
zent aller Kinder in Deutschland zu-
ständig.

Der Zuständigkeitswechsel soll eine 
einheitliche Rechtsanwendung ge-
währleisten, zudem können beim 
Land Personalkosten gespart wer-
den. Die betroff enen BeschäŌ igten 
des Dienstleistungszentrums Perso-
nal werden auf anderen Stellen ein-

gesetzt beziehungsweise gehen oh-
nehin in den Ruhestand.

Der Dienstherr beziehungsweise Ar-
beitgeber benöƟ gt allerdings trotz-
dem weiterhin aktuelle InformaƟ o-
nen über den Familienstand. Denn 
die Bezüge und damit die kinder-
geldabhängigen Bezügebestand-
teile werden weiter von diesem aus-
gezahlt. Das betriŏ   insbesondere 
den Familienzuschlag, das „Kinder-
weihnachtsgeld“ und - bei Tariĩ e-
schäŌ igten - gegebenenfalls Besitz-
standsregelungen aus den dem TV-L 
vorhergehenden Tarifregelungen.

Während für die BeamƟ nnen und 
Beamten sowie Tariĩ eschäŌ igten 
des Landes die Zuständigkeitsän-
derungen beim Kindergeld ab März 
greifen, steht für das kommunale 

Personal, bei denen die Aufgabe 
von der Versorgungsausgleichkasse 
wahrgenommen wird, ein konkreter 
Wechseltermin noch nicht fest. Doch 
auch dort sind entsprechende Über-
legungen bereits angelaufen.

Für die betroff enen BeschäŌ igten 
ergeben sich grundsätzlich keine 
Nachteile. Das Kindergeld erscheint 
allerdings nicht mehr auf der Ge-
haltsabrechnung - aber auf dem Kon-
to, überwiesen von der Bundesagen-
tur für Arbeit. Die dafür benöƟ gten 
Daten von rund 21.000 BerechƟ gten 
und etwa 34.000 Kindern werden 
vom Land an die Bundesagentur für 
Arbeit elektronisch übermiƩ elt. Dort 
werden jährlich etwa 40 Milliarden 
Euro an Kindergeld ausgezahlt.

 KT 

der meisten Bürger fortschreitende 
Überforderung des Staates.“

Vor diesem Hintergrund ist ein span-
nendes Jahr zu erwarten: Neben 

dem parlamentarischen Verfahren 
zur Besoldungsstrukturreform ste-
hen wichƟ ge Tarifverhandlungen an, 
bei denen der dbb Tarifpartner ist: Es 
geht um den Sozial- und Erziehungs-

dienst, wo auch im Zusammenhang 
mit der schleswig-holsteinischen Ki-
ta-Reform ein zusätzlicher Perso-
nalbedarf entsteht. Zudem beginnt 
Anfang September auch die Einkom-
mensrunde zum TVöD.  KT 
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Experten zum Gute-Kita-Gesetz

Qualität im Fokus
Seit Anfang 2019 ist das Gute-Kita-Gesetz in KraŌ . Ein Expertengremium wird die Umsetzung begleiten. Der dbb 
wirbt dort weiter dafür, den Fokus auf die Qualität der Betreuung zu setzen und die Finanzierung langfrisƟ g zu si-
chern.
Mit dem Gesetz verpfl ichtet sich der 
Bund, bis 2022 5,5 Milliarden Euro in 
die Verbesserung der Kita-Qualität zu 
invesƟ eren.  Die konkrete Umsetzung 
erfolgt in den Ländern, denen dafür 
eine Reihe von Handlungsfeldern zur 
Verfügung steht, aus denen sie wäh-
len können - und dafür individuelle 
Verträge mit dem Bund schließen. Es 
ist wichƟ g, dass nach dem massiven 
Ausbau der Betreuungskapazitäten 
in den letzten Jahren nun die Quali-
tät der Kindertageseinrichtungen in 
den Fokus gerückt wird „erklärte der 
dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silber-
bach im November 2019 anlässlich 

der konsƟ tuierenden Sitzung des Ex-
pertengremiums, das die Umsetzung 
des Gesetzes kriƟ sch begleiten soll. 
”KriƟ sch sehen wir weiterhin, dass 
das Engagement des Bundes zeitlich 
befristet ist. Hier muss es frühzeiƟ g 
Klarheit geben, damit wir nicht nur 
ein Strohfeuer erleben.“

Als ExperƟ n wird der dbb Sandra van 
Heemskerk in das Gremium entsen-
den. Die gelernte Erzieherin ist stell-
vertretende Bundesvorsitzende der 
dbb MitgliedsgewerkschaŌ  komba 
und dort für den Fachbereich “Sozi-
al- und Erziehungsdienst“ zuständig. 

„LangfrisƟ g sollte es bundeseinheit-
liche Standards für die Betreuungs-
qualität geben. Aus unserer Sicht 
sind dazu in erster Linie bessere Be-
treuungsschlüssel, die Qualifi zierung 
des Personals sowie die Stärkung der 
Leitung und Fachberatung geeig-
net „, so van Heemskerk. Dass eini-
ge Länder die BundesmiƩ el zur Sen-
kung oder vollständigen Streichung 
der Kita-Beiträge nutzen wollen, sei 
hingegen kriƟ sch. „Das ist für die El-
tern sicherlich erfreulich, steigert 
aber nicht die Qualität der Betreu-
ung.“ 
 kb 

geplanten Rechtsanspruch: Zum einen stellen die zwei 
Milliarden Euro Finanzhilfen für die Länder nur eine An-
schubfi nanzierung dar. Die Summe ist für eine fl ächende-
ckende Umsetzung unzureichend. Die Kommunen werden 
in den Folgejahren die fi nanzielle Hauptlast tragen. Eine 

dauerhaŌ e Unterstützung von Bund und Ländern ist für 
die Umsetzung jedoch zwingend notwendig“, ist sich der 
komba Bundesvorsitzende sicher.

Zum anderen ist der FachkräŌ emangel schon jetzt spür-
bar. Durch den Ausbau werden weitere BeschäŌ igte 
benöƟ gt, eine Umsetzung des Anspruchs wird damit 
erschwert. Die Kolleginnen und Kollegen sind die Leidtra-
genden. Die Belastungen durch noch größer werdende 
Gruppen, nicht genügend pädagogisches Fachperso-
nal und beengte RaumsituaƟ onen sind absehbar“, sagt 
Sandra van Heemskerk, stellvertretende Bundesvorsit-
zende der komba gewerkschaŌ . Die komba warnt jedoch 
davor, im Zuge des geplanten Ausbaus vom FachkräŌ e-
angebot abzuweichen. „Um überhaupt eine Chance zu 
haben, FachkräŌ e zu gewinnen, müssen die oŌ mals nicht 
auskömmlichen BeschäŌ igungsverhältnisse nach den 
geltenden Tarifverträgen des öff entlichen Dienstes vergü-
tet werden“, fordert Hemsing.
 kb 

Gute-Kita-Gesetz
Alle Länder haben das Gute-Kita-Gesetz für mehr Qualität in den Einrichtungen unterzeichnet. Dabei konnten die 
Länder aus verschiedenen Handlungsfeldern wählen, wofür sie die zusätzlichen FinanzmiƩ el des Bundes (5,5 Milli-
arden bis 2022) ausgeben wollen. Einige setzten dabei auf Streichung der Kita-Beiträge. Die komba gewerkschaŌ  
kriƟ siert, dass Beitragsfreiheit zwar für Eltern sicherlich erfreulich sei, die Qualität der Betreuung allerdings nicht 
steigere. Andere setzen die MiƩ el für die Förderung von FachkräŌ en, Stärkung der Kita-Leitungen oder für einen 
guten Betreuungsschlüssel ein. Wie es nach 2022 weitergehen soll, steht noch nicht fest. Eine nachhalƟ ge Finan-
zierung ist aus komba Sicht jedoch unabdingbar für eine langfrisƟ ge InvesƟ Ɵ on in die frühe Bildung. Sandra van 
Heemskerk (stellvertretende Bundesvorsitzende) sitzt für komba und dbb im Expertengremium des Gute-Kita-Ge-
setzes. Das Gremium begleitet das Monitoring.
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Beispiel ruhender Verkehr:

PrivaƟ sierungen können nach hinten losgehen
Die komba gewerkschaŌ  setzt sich unermüdlich gegen PrivaƟ sierungen ein, die auf sachwidrigen oder ideologisch 
geprägten Argumenten fußen. Denn für gemeinwohlorienƟ ertes und hoheitliches Handeln stellt das öff entliche 
Recht den maßgebenden Rahmen dar, in dem der öff entliche Dienst zuverlässig und uneigennützig agiert.
Dass leichƞ erƟ ge Vermischungen 
nicht nur auf dünnes Eis führen, son-
dern dem Rechtsstaat klar zuwider 
laufen können, zeigt ein Beispiel aus 
dem ruhenden Verkehr, das Gegen-
stand einer zweiƟ nstanzlichen Recht-
sprechung in Hessen wurde. Einige 
Kommunen haben bei der Überwa-
chung des ruhenden Verkehrs auf die 
Unterstützer eines privaten Dienst-
leisters gesetzt. Auf der Grundlage 
des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes wurden deren BeschäŌ igte als 
„Hilfspolizisten“ eingesetzt, um Park-

verstöße festzustellen. Die Kommu-
ne hat dann entsprechende Verwar-
nungsgelder verhängt.

Doch diese Praxis hält einer gericht-
lichen Überprüfung nicht stand: Das 
Recht, Ordnungswidrigkeiten zu ahn-
den, sei ausschließlich dem Staat 
zugewiesen. Durch private Dienst-
leister ermiƩ elte Beweise unterlie-
gen dem absoluten Verwertungs-
verbot. Auch die Überwachung des 
ruhenden Verkehrs sei eine hoheit-
liche Aufgabe, die mangels einer Er-

mächƟ gungsgrundlage nicht durch 
private Dienstleister durchgeführt 
werden dürŌ en. Hier sei nach außen 
der „täuschende Schein der Rechts-
staatlichkeit“ aufgebaut worden, 
„um den Bürgern und den Gerichten 
gegenüber den Eindruck polizeilicher 
Handlungen zu vermiƩ eln“. Tatsäch-
lich seien diese aber durch einen pri-
vaten Dienstleister durchgeführt 
worden, der im Ergebnis durch Ver-
warngelder fi nanziert werde, deren 
zugrundeliegende Verstöße er selbst 
erhebe.
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komba jugend

komba Landesjugendausschuss
Am 07.02.2020 fand in Kiel der Landesjugendausschuss der komba jugend schleswig-holstein staƩ . Landesjugend-
leiter Fabian Bellinghausen eröff nete die Sitzung und begrüßte die Teilnehmerinnen und Teilnehmer und Gäste. Mit 
dabei waren unter anderem Simon Lannte und Malina Westphal von der benachbarten komba jugend Hamburg, 
die ein Grußwort hielten. Die dbb jugend sh war durch KrisƟ n Seifert auch vor Ort. Für die komba jugend bund war 
Maria Schiemann dabei und berichtete über die Arbeit der Bundesjugendleitung.

Landesvorstandsmitglied Lothar 
ChrisƟ ansen gab einen Ausblick auf 
die bevorstehende Tarifrunde und 

betonte nochmal die enorme Bedeu-
tung der Jugend. 

Besonders spannend war die Dar-
stellung der Landesjugendleitung 
über die Entwicklung der Besoldung 
in Schleswig-Holstein und der Ver-
gütung im TVöD für Azubis und Be-
rufseinsteiger im letzten Jahrzehnt. 
Hierbei wurde deutlich, dass die 
GewerkschaŌ  einiges erreicht hat. 
Insbesondere im Vergleich zu dem 
Mitgliedsbeitrag, der in diesem Zeit-
raum nur minimal angesƟ egen ist, 
wurde deutlich: Eine MitgliedschaŌ  
lohnt sich in jedem Fall! 

Nach der Arbeit kommt das Vergnü-
gen: Im Final Escape Kiel haben die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
anschließend verschiedene Escape 
Rooms erfolgreich geknackt. 

Rundherum war der Landesjugend-
ausschuss eine gelungene Veran-
staltung, die allen viel Spaß gemacht 
hat. Wir freuen uns schon auf die 
nächsten AkƟ onen.

Hast Du Lust, in der Landesjugend-
leitung mitzuarbeiten? Dann melde 
Dich gerne unter 

jugend@komba-sh.de.   FB 

In einer betroff enen Stadtverwaltung blieb es nicht bei 
diesen deutlichen Worten und der damit zwingend ein-
hergehenden Beendigung der bisherigen Praxis. Hier wur-
den einem zur Geschwindigkeitsmessung eingesetzten 
privaten Dienstleister blanko unterzeichnete Messproto-
kolle überlassen. Der verantwortliche städƟ sche Mitar-
beiter, der sich wegen der Vielzahl der Bußgeldverfahren 
off enbar bessere Karrierechancen ausmalte, wurde we-
gen Falschbeurkundung im Amt zu einer Freiheitsstrafe 
von einem Jahr und drei Monaten auf Bewährung verur-
teilt. Die Messprotokolle erfüllen die EigenschaŌ  einer öf-
fentlichen Urkunde, der BeweiskraŌ  bei der SankƟ onie-
rung von Verstößen zukomme. Die Verkehrsüberwachung 
und SankƟ onierung sei jedoch hoheitliche Kernausgabe. 
  KT 
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Besondere Anforderungen an ReakƟ on im öff entlichen Dienst:

Nachwuchsmangel
Der fi nanzielle Aspekt ist bei der Berufswahl sicher nicht das alleinige Kriterium – aber ein maßgebendes. Das Ein-
kommen bringt den „Marktwert“ der BeschäŌ igten und die ihnen entgegengebrachte „Wertschätzung“ zum Aus-
druck. Das hat in der aktuellen SituaƟ on, die von Problemen bei der Gewinnung von NachwuchskräŌ en, der Nachbe-
setzung freier Stellen und dem FachkräŌ emangel gekennzeichnet ist, eine hohe Relevanz. Und das gilt insbesondere 
für den öff entlichen Dienst: Denn anders als in der PrivatwirtschaŌ  kann bei Personalmangel nicht mal eben die Pro-
dukƟ on zurückgefahren oder ein AuŌ rag wegen fehlender Kapazitäten abgelehnt werden. Im öff entlichen Dienst 
geht es um Leistungssicherheit und Zuverlässigkeit in Sachen Daseinsvorsorge und Rechtsstaat. Die bestehenden 
Aufgaben müssen erfüllt werden. NachwuchskräŌ e werden dringend benöƟ gt.
In den letzten Tarifrunden für den öf-
fentlichen Dienst hat es aus guten 
Gründen FortschriƩ e gegeben: Aus-
bildungsentgelte sowie EinsƟ egsge-
hälter wurden überproporƟ onal an-
gehoben. Doch darauf dürfen wir 

uns nicht ausruhen, denn die Konkur-
renz schläŌ  nicht: So wurde kürzlich 
bekannt, dass zum Beispiel der Le-
bensmiƩ elhandel mit höheren Aus-
bildungsvergütungen zusätzliche Be-
werber anlocken will. So will Aldi im 

ersten Ausbildungsjahr 1.000 Euro 
zahlen, im zweiten Jahr 1.100 und im 
driƩ en 1.250 Euro. Wir werden also 
weiterhin darauf achten müssen, 
den Anschluss nicht zu verlieren.

JAV in Flensburg fest in der Hand der komba 
Die Jugend- und Ausbildungsvertretung (JAV) liegt bei  der Stadt Flensburg in aller besten Händen von Kombane-
rinnen. Nachdem die SƟ mmen gezählt worden sind und die Auswertung durch den Wahlvorstand beendet wurden, 
ergibt sich folgendes Bild.
Alle sechs KandidaƟ nnen der komba 
wurden von den sƟ mmberechƟ gten 
Azubis, Anwärtern und Anwärte-
rinnen gewählt und bilden nun ein 
starkes Team: Drei Mitglieder und 
drei Ersatzmitglieder sorgen sich da-
rum, die Ausbildungsbedingungen 
bei der Stadt Flensburg noch besser 
werden zu lassen.

Als Mitglieder gewählt sind Janin 
Hansen (Vorsitzende), Alicia WiƩ  
(erste Stellvertreterin) und Clara-So-
phie Hansen (zweite Stellvertreterin). 
Als Ersatzvertreterinnen fungieren 
Wencke Schloƞ eldt, Lea Friedrichsen 
Tatje-Sophie Lass.

Ihre erste Bewährungstaufe hat die 
JAV schon hinter sich ge-
bracht, nach dem sie ihre 
Überlegungen der Verbes-
serungen der Oberbürger-
meisterin Simone Lange 
persönlich in einem ersten 
Kennenlerngespräch vermit-
telt haben, wohl wissend, 
dass Änderungen immer mit 
ein wenig  Beharrlichkeit 
einher gehen.

Dabei ging es wie landes-
weit in allen Kommunen um 
eine verbesserte Übernah-

mesituaƟ on nach der Ausbildung, 
eine höhere Wertschätzung der 
Praxisanleiter*innen, die auch Zeit 
für die prakƟ sche Ausbildung haben, 
als auch um die „normalen“ Pro-
bleme der Berufsschule und der VAK 
in Bordesholm. 

Da diese JAV sowohl frische Absol-
venƟ nnen von der VAK Bordesholm 
als auch zwei StadƟ nspektorinnen 
sowie jeweils eine Auszubildende 
aus dem ersten und zweiten Ausbil-
dungsjahr in ihren Reihen hat, kann 
sie einen breiten Erfahrungsschatz in 
die JAV-Arbeit einbringen.

An der einberufenen Landesjugend-
ausschusssitzung konnte Alicia WiƩ  

schon teilnehmen und berichten, wie 
gut neben der JAV auch die komba 
jugend diese wichƟ ge Arbeit beglei-
tet.

Ende Februar werden vier JAV Mit-
glieder an der von komba sh und dbb 
sh iniƟ ierten zweitägigen JAV-Grund-
schulung in Kiel teilnehmen. Dort 
wird der Stellvertretende komba 
Landesvorsitzende Daniel SchlichƟ ng 
sein Wissen an die NachwuchskräŌ e 
vermiƩ eln, damit sie gut gerüstet in 
die bevorstehende Amtszeit von rund 
zwei Jahren starten können. 

Die komba wünscht allen frisch ge-
wählten JAV Mitgliedern viel Erfolg 
in ihrer Arbeit.  LC 

Frauen-Power in der 
JAV bei der Stadt 
Flensburg: Mitglieder 
Janin Hansen, Clara-
Sophie Hansen und 
Alicia WiƩ  (vorne von 
links) und Ersatzver-
treterinnen Wencke 
Schloƞ eldt, Lea Fried-
richsen sowie Tatje-
Sophie Lass (dahinter 
von links).
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Seniorenecke

Jugendseminare

Grundrente ist klares Zeichen gegen Altersarmut
Die drei QuerschniƩ sorganisaƟ onen des dbb für Frauen, Jugend und Seniorinnen und Senioren sehen im Kompro-
miss zur Grundrente eine wichƟ ge Maßnahme gegen Altersarmut und ein deutliches gesellschaŌ spoliƟ sches Signal.
Aus Sicht der Älteren sei besonders 
relevant, dass auch Menschen, die 
bereits eine Rente beziehen, ab 1. Ja-
nuar 2021 Anspruch auf die Grund-
rente haben, wenn sie die Vorausset-
zungen erfüllen. ”Es ist nur gerecht, 
dass alle Menschen mit langer Er-
werbsbiografi e und geringem Ein-
kommen beziehungsweise langen 
Phasen, in denen sie Kinder erzogen 
oder andere gepfl egt haben, künf-
Ɵ g als Mindestleistung die Grund-
rente erhalten. Das ist nicht nur eine 
Frage der Anerkennung von Lebens-
leistung. Die Grundrente setzt ein 
klares Zeichen gegen Altersarmut“, 
konstaƟ erte der Vorsitzende der dbb 
bundesseniorenvertretung, Horst 
Günther Klitzing, bereits im Novem-
ber 2019 in Berlin.

Die dbb bundesfrauenvertretung 
sieht die Grundrente zudem als deut-
liches frauen- und gesellschaŌ spoli-

Ɵ sches Signal. „Vor allem Frauen, die 
keine durchgängige Erwerbsbiogra-
fi e vorweisen können, profi Ɵ eren von 
der neuen Regelung zur Grundren-
te. Unbezahlte familiäre Care-Arbeit 
wie Erziehung von Kindern oder die 
Pfl ege von Angehörigen wird endlich 
als gesellschaŌ spoliƟ sch wichƟ ge 
Leistung anerkannt und honoriert. 
Vor allem Alleinerziehende, die bis-
her das größte Risiko tragen, im Al-
ter arm zu sein, erhalten die Aussicht 
auf ein würdiges Auskommen nach 
einem entbehrungsreichen Arbeits-
leben“, betonte Helene Wildfeuer, 
Vorsitzende der dbb bundesfrauen-
vertretung.

Überzeugt zeigten sich die drei dbb 
QuerschniƩ sorganisaƟ onen, dass 
die Finanzierung der Grundrente 
aus SteuermiƩ eln sachgerecht sei. 
Hinsichtlich der Beiträge zur gesetz-
lichen Kran kenversicherung auf Be-

triebsrenten gehe der Gesetzesent-
wurf jedoch nicht weit genug. „Eine 
nur teilweise Reduzierung der Kran-
kenkassenbeiträge für Betriebsrent-
nerinnen und -rentner ist lediglich 
ein Anfang. Die Halbierung der Bei-
träge ist das Ziel - wie vor der Reform 
2004“, erklärten Wildfeuer, Klitzing 
sowie Karoline Herrmann, Vorsit-
zende der dbb jugend.

Mit Blick auf die jüngeren GeneraƟ -
onen forderte Hermann zudem eine 
nachhalƟ ge und zukunŌ sorienƟ erte 
RentenpoliƟ k: Die nachkommenden 
GeneraƟ onen dürfen weder wäh-
rend ihres Erwerbslebens überfor-
dert noch im Alter einem höheren 
Armutsrisiko ausgesetzt werden. 
Ein auskömmliches Leistungsniveau 
mit einem bezahlbaren Beitragssatz 
muss im Sinne eines verlässlichen 
GeneraƟ onenvertrages sicherge-
stellt sein.“  dbb 

27.-29.04.2020  NaƟ onalpark WaƩ enmeer: Seminar in St. Peter-Ording
29.-30.04.2020  Nachwuchsgewinnung in anderen Bundesländern: 
   Die dbb jugend in Mecklenburg-Vorpommern
02.06.2020  Die mündliche Prüfung problemlos meistern
12.06.2020  Fit & Engagiert im Ehrenamt: Gemeinsam ans Ziel – Erfolgreich im Team arbeiten 
10.-12.08.2020  Digitalisierung und Künstliche Intelligenz – Seminar in Bremen 
17.-21.08.2020  Staat und öff entlicher Dienst in Europa: Beispiel Luxemburg
12.09.2020  OpƟ male Prüfungsvorbereitung mit eff ekƟ ven Lerntechniken 
26.09.2020  Prüfungsangst & Blackouts – Wenn Lernen nicht ausreicht 
16.11.2020  Arbeit- und Dienstrecht für NachwuchskräŌ e

Doch das ist nicht alles: Wir dürfen 
die erfahrenen Kolleginnen und Kol-
legen nicht vergessen – jene, die in 
den letzten Jahren trotz schwieriger 
Rahmenbedingungen „den Laden 
am Laufen gehalten haben“. Bei ih-
nen darf nicht das Gefühl entstehen, 
sie werden von einer Wertschät-
zung ausgenommen, um den WeƩ -

bewerb mit der PrivatwirtschaŌ  um 
NachwuchskräŌ e zu bestehen. Ohne 
moƟ vierte erfahrene KräŌ e sieht 
es mindestens so düster aus wie 
ohne hinreichend qualifi zierte Nach-
wuchskräŌ e.

Außerdem gibt es sicher noch LuŌ  
nach oben, die große Vielfalt und 

den hohen gesellschaŌ lichen Sinn 
der Aufgaben, FunkƟ onen und Be-
rufe des öff entlichen Dienstes deut-
lich zu machen. Das könnte nicht nur 
bei der Berufswahl von Nachwuchs-
kräŌ en sondern auch bei der beruf-
lichen Weiterentwicklung etablierter 
KräŌ e eine wichƟ ge Rolle spielen!
  KT 
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Wir gratulieren!
Alles Gute wünschen wir unseren Kolleginnen und Kollegen, die in den vergangenen Wochen ihren 60., 65., 70., 75. 
oder 80. Geburtstag haƩ en oder älter als 80 Jahre geworden sind.

65. Geburtstag
20.01. Reinahrd Jaacks, Garbek

81. Geburtstag
04.01. Gernot Johannsen, Flensburg 
22.02. Winfried Richardt, Neumünster

85. Geburtstag
28.02. Klaus Lüdemann, Lübeck

92. Geburtstag
17.02. Horst Stolten, Segeberg
   

Fragen, Wünsche, 
Anregungen?

Unseren SeniorenbeauŌ ragten 
erreichen Sie wie folgt:
Bernd Günther Schmidt
EMail: senioren@komba-sh.de
Sind Sie per Fax oder EMail zu er-
reichen und möchten Sie aktueller 
über Ereignisse und Angebote 
für Senioren informiert werden? 
Dann teilen Sie Ihre Adresse un-
serem SeniorenbeauŌ ragten mit! 
   

Trends aus der VersorgungsempfängerstaƟ sƟ k
Das StaƟ sƟ sche Bundesamt trägt regelmäßig Zahlen über Ruhegehalts-
empfänger zusammen. Das kann durchaus ein Beitrag zur Versachlichung in 
einem häufi g von Polemik begleiteten Themenbereich sein.
Nach den aktuellen Auswertungen 
gibt es insgesamt 1,31 Millionen 
Ruhegehaltsempfängerinnen und 
-empfänger. Die Zahl von 63.000 Pen-
sionierungen innerhalb eines Jahres 
macht deutlich, wie groß die Heraus-
forderungen sind, freiwerdende Stel-
len nachzubesetzen. Hinzu kommen 
in vielen Bereichen neu geschaff ene 
Stellen, mit denen der sich als falsch 
erwiesene Personalabbau vergange-
ner Jahre korrigiert werden soll.

PosiƟ v ist sicher, dass Pensionie-
rungen wegen Dienstunfähigkeit 
mit 16 % einen relaƟ v niedrigen An-
teil an allen Pensionierungen aus-
machen. Die Fakten zeigen übrigens 
auch, dass die Inanspruchnahme von 

Antragsaltersgrenzen populär sind: 
Nahezu der Viertel der mit Erreichen 
einer Altersgrenze verbundenen Ru-
hestandseintriƩ e erfolgten vorzeiƟ g 
auf Antrag.

Daraus kann durchaus abgeleitet 
werden, dass es den Dienstherren of-
fenbar noch nicht gelungen ist, den 
älteren Kolleginnen und Kollegen at-
trakƟ ve Angebote zu machen, ihr 
Know-how bis zur Regelaltersgren-
ze zur Verfügung zu stellen. Wir se-
hen uns in unserer PosiƟ on gestärkt, 
durch zeitgemäße Altersteilzeitmo-
delle und Langzeitkonten einen glei-
tenden AussƟ eg aus dem Arbeitsle-
ben zu ermöglichen. Da bleiben wir 
dran.  KT 

Für die komba gewerkschaŌ  schleswig-holstein waren SeniorenbeauŌ ragter 
Bernd Günther Schmidt (5. v.r.) und Winfried Richardt (4. v.r.) dabei.

Seniorenvertretung
Erste Jahrestagung

Wenn der EintriƩ  in den Ruhestand 
kommt, folgt oŌ mals das Ausschei-
den aus der GewerkschaŌ . Auf der 
ersten Jahrestagung der Bundes-
seniorenvertretung war Mitglie-
derbindung über das akƟ ve Be-
rufsleben hinaus daher einer der 
Schwerpunkte.

Gemeinsam gingen die Teilneh-
menden auf Ursachenforschung für 
den AustriƩ  von Ruheständlerinnen 
und -ständlern und suchten nach 
möglichen Gegenstrategien. Deut-
lich wurde, dass die Ansprache von 
Kolleginnen und Kollegen weit vor 
dem Ausscheiden aus dem Berufs-
leben vor Ort erfolgen muss. Hier-
bei können die örtlichen Senioren-
vertretungen einen entscheidenden 
Beitrag leisten. In Workshops haben 
sich die Teilnehmenden daher mit 
den Aufgaben der Seniorenvertre-
tungen von der Lokal bis zur Bundes-
ebene auseinandergesetzt. Die Anre-
gungen und Ideen sollen nun in die 
weitere Arbeit fl ießen.  kb 
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S 12/2020 Fachseminar

Tarifvertrag für kommunale 
Versorgungsbetriebe

Termin: 30.04.2020
Veranstaltungsort: Kiel – Tagesveranstaltung

Wer kann teilnehmen?
Personalvertretungsmitglieder, Personalverantwortliche, Vertrauenspersonen der
Schwerbehinderten, Gleichstellungsbeauftragte, gewerkschaftliche Funktionsträge-
rinnen und Funktionsträger sowie sonstige Interessierte, die sich mit dem Tarifvertrag
für kommunale Versorgungsbetriebe auseinandersetzen müssen.

Was ist das Ziel?
Der Tarifvertrag für kommunale Versorgungsbetriebe wird zum Beispiel in Stadtwer-
ken und anderen Versorgungsbetrieben der Energie- und/oder Wasserversorgung al-
ternativ zum TVöD angewendet. Hierzu gibt es jedoch vergleichsweise wenige
Informationen. Um diese Lücke zu schließen, sollen in diesem Seminar sowohl Grund-
lagen als auch spezielle Anwendungsfragen behandelt werden.

Was wird vermittelt?
•  Anwendung des TV-V als Pflicht oder Option
•  Überblick über die wesentlichen Inhalte des TV-V
•  Abweichungen zum TVöD
•  Eingruppierung und weitere entgeltrelevante Aspekte im Rahmen
•  Hinweise auf vorliegende Rechtsprechung zum TV-V und deren Anwendung

Referent: Eckhard Schwill, Bundesjustiziar der komba gewerkschaft

Kosten: Mitglieder: 100,00 Euro   Nichtmitglieder: 130,00 Euro

Leistungen: Schulung, Arbeitsmaterial und Verpflegung

Anmeldefrist: 08.04.2020

Seminarprogramm
Januar | Februar | März | April | Mai | Juni | Juli | August | September | Oktober | November | Dezember

Plätze sichern 
Wissen erweitern 

Chancen nutzen
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SEPA Lastschriftmandat

-

Hinweis:

Name, Vorname (Kontoinhaber):

Kreditinstitut:

Ort, Datum:        Unterschrift:

-

Datum:          Unterschrift:

Geworben hat mich:

D E

auch online

Beitragstabelle

ab Januar 2020

Neu

Arbeitnehmer Beamte Monatsbeitrag

Entgeltgruppe
 

Besoldungs-
gruppe

bei Ruhestand
und Teilzeit (mit

Altersteilzeit)

TVöD/TV-L TVöD-P TVöD-SuED TV-V A Euro Euro

1 13,00 6,50

1 14,00 7,00

2-5 15,00 7,50

2 2 6 16,00 8,00

3 P5 S2 3 7 17,00 8,50

4-5 P6 S3 4 8 18,00 9,00

6-7 P7 S4 5 9 19,00 9,50

  S7 6 10 20,00 10,00

8/N8 P8 S8a  21,00 10,50

9a P9 S8b - S10 7 22,00 11,00

9b P10 S11a 11 23,00 11,50

9c S11b - S13 8 24,00 12,00

 10 P11 S14 - S15 25,00 12,50

11 P12 S16 9 12 26,00 13,00

12 P13 S17 10 27,00 13,50

P14 S18 28,00 14,00

P15 - P16 11 13 29,00 14,50

13 14 30,00 15,00

12 31,00 15,50

14 13 33,00 16,50

15 14 15 36,00 18,00

15 38,00 19,00

16 40,00 20,00

Während der Ausbildung, einer Beurlaubung (einschl. Elternzeit) und in weiteren 
Fällen gemäß Beitragsordnung.

2,50

Bei anderen Tarifverträgen 0,7 % der jeweiligen ersten Stufe der Entgeltgruppe.



28 komba rundschau 1/2020

komba rundschau
s c h l e s w i g - h o l s t e i n

komba ge werk schaft schles wig-hol stein, Hopfenstr. 47, 24103  Kiel
Post ver triebs stück Deutsche Post AG, „Entgelt be zahlt“

C 1764 F

HeŌ  1/2020
Februar / März

Ich möchte folgende Änderungen miƩ eilen.

Name, Vorname:

Geburtsdatum:

Straße:

PLZ, Ort:

Telefon:  privat/ mobil                  dienstlich

EMail: 

ab         Entgeltgruppe EG     Besoldungsgruppe A       Arbeitsstunden
 
Ausbildungsende am:         Vollzeit/Teilzeit seit:

Rente/Ruhestand seit:

Arbeitgeber/Dienstherr:

Ich möchte, dass mein Geburtstag in der komba rundschau genannt wird.

Bankverbindung

Kreditinstitut:

Ort, Datum:        Unterschrift:

D E

Änderungsmitteilung

Wir benöƟ gen die aktuellen Daten unserer Mitglieder, um unsere Leistungen für Sie sicherzustellen, 
Ihre Interessen zu vertreten und auch Ihren korrekten Beitrag einzuziehen. Unterstützen Sie uns und 
teilen Sie Änderungen rechtzeiƟ g unserer GeschäŌ sstelle mit.

Name, Vorname (Kontoinhaber):


